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Vorwort der Herausgeber 
Im Juni 1999 unterzeichneten 29 europäische Nationen die sog. Bologna-Erklärung und 
bekannten sich zu dem Ziel, bis zum Jahr 2010 einen gemeinsamen europäischen 
Hochschulraum zu schaffen. In Deutschland haben sich Bund und Länder zu dem Ziel 
bekannt, die Reform des deutschen Hochschulwesens im europäischen Kontext voran-
zutreiben. 
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auf das zweistufige System Bachelor/Master. Die derzeit knapp 3000 angebotenen Ba-
chelor- und Masterstudiengänge (Sommersemester 2005) machen rund 25 Prozent des 
Studienangebots in Deutschland aus. Allerdings studieren noch deutlich weniger als 25 
Prozent der Studierenden in diesen neuen Studiengängen, da viele alte Studiengänge 
(Diplom) noch (aus)laufen.  
Die FH Bund wird von diesem Prozess ebenso erfasst wie die allgemeinen Hochschu-
len. Daher befasst sich diese Ausarbeitung im Schwerpunkt mit den Folgen des Bolog-
na-Prozesses für die FH Bund. Ferner werden die Themen hochschuladäquate Inte r-
netpräsenz und Sicherung des Praxisbezugs behandelt.  
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In diesem Kapitel wird die Struktur der FH Bund in kurzer Form dargestellt. Insbesonde-
re wird die Struktur der FH Bund der allgemeinen Hochschulstruktur gegenübergestellt. 
Damit richtet diese Ausarbeitung primär an Personen, die sich einen raschen Überblick 
über die Funktionsweise der FH Bund verschaffen wollen. 
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1.1 Überblick 
Neben den Bundeswehruniversitäten München und Hamburg ist die FH Bund die einzi-
ge Hochschule des Bundes – alle anderen Hochschulen sind Ländereinrichtungen. Ne-
ben diesem Sonderstatus führt die Besonderheit der gemeinsamen Verantwortung aller 
Bundesressorts zu der komplexen Struktur der FH  Bund. Für einen raschen Überblick 
erscheint es daher hilfreich, die Struktur der FH Bund einer klassischen Hochschulstruk-
tur gegenüberzustellen. 
Übersicht 1: Vergleich der Struktur der Fachhochschule des Bundes (FH Bund) mit der 
einer klassischen Hochschule. Fett hervorgehobene Gremien werden im Text erläutert.  
FH Bund Allgemeine Hochschule 
Aufsichtsbehörden: alle Bundesressorts, in 
deren nachgeordneten Bereichen Absolven-
ten der FH Bund eingestellt werden 
Aufsichtsbehörde: Kultur- / Wissenschafts-
ministerium des jeweiligen Bundeslandes 
Rechtsgrundlage: Vorläufiger Errichtungser-
lass (VEE), vom BMI erlassen.  
Rechtsgrundlage: Grundordnung, zwischen 




Beirat Großer Rat 
Senat Senat 
Präsident Präsident/Rektor 
Zentralbereich und Fachbereiche , z.B. Öf-
fentliche Sicherheit, Finanzen 
Fakultäten, z. B. Rechtswissenschaften, So-
zialwissenschaften. 
Fachbereichsleiter Dekane für die einzelnen Fakultäten 
Abteilungsleiter (nur im Fachbereich Öffent-
liche Sicherheit) 
Institutsleiter, z. B. Psychologisches Institut 
in der Fakultät Sozialwissenschaften 
Der Strukturvergleich zeigt einen zentralen Unterschied auf. Während allgemeine Hoch-
schulen grundsätzlich entlang einzelner Disziplinen wie Psychologie, Jura, Medizin etc. 
organisiert sind (vertikal), ist die FH Bund entlang einzelner Ressorts gegliedert wie Fi-
nanzen, Bundeswehrverwaltung, Öffentliche Sicherheit etc. (horizontal). Innerhalb des 
Fachbereichs Öffentliche Sicherheit sind verteilt über die Abteilungen Professoren für 
Psychologie, Kriminologie, Rechtswissenschaften etc. angesiedelt – in anderen Fachbe-
reichen ebenso.  
Der Vorteil liegt in einer Ausrichtung auf die konkrete Behördenpraxis. So muss bei-
spielsweise die Psychologie im Fachbereich Finanzen anderes leisten als im Fachbe-
reich Öffentliche Sicherheit. Zudem ermöglicht die interdisziplinäre Organisation eine 
praxisorientierte Verschränkung der verschiedenen Disziplinen eines Fachbereiches, so 
beispielsweise des Faches Psychologie mit Kriminologie und Rechtswissenschaften im 
Fachbereich Öffentliche Sicherheit.  
Der Nachteil der horizontalen Gliederung ist die Zersplitterung von Fachkompetenz, so 
sind beispielsweise die Psychologieprofessuren über die mehr als zehn Standorte der 
                                                 
1Je nach Bundesland und auch nach Hochschule variieren die Bezeichnungen. 
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Fachhochschule verstreut. Ein fachlicher Austausch ist so nur schwer möglich. Als Aus-
gleich sind Arbeitsgruppen der FH Bund eingerichtet, in denen sich die Fachvertreter 
aus den verschiedenen Fachbereichen regelmäßig abstimmen können, so beispielswei-




Die Fachaufsicht über den Senat, den Präsidenten und den Zentralbereich der FH Bund 
übt das Bundesministerium des Innern (BMI) im Einvernehmen mit den zuständigen 
obersten Bundesbehörden aus. Die Fachaufsicht über die Fachbereiche übt die jeweils 
zuständige oberste Dienstbehörde im Benehmen mit dem BMI aus.  
Im Bereich Forschung und Lehre beschränkt sich die Aufsicht auf die Sicherstellung der 
Rechtmäßigkeit und der Erfüllung der Aufgaben der Fachhochschule, insbesondere auf 
Vollständigkeit des Lehrangebots und Einhaltung der Ausbildungs- und Prüfungsord-
nungen sowie des Studienplans.  
 
1.3  Kuratorium 
Das Kuratorium wird beim BMI gebildet und hat nach § 18 VEE u.a. folgende Aufgaben: 
?? Wahrnehmung der gemeinsamen Verantwortung aller Ausbildungsträger. Im Kurato-
rium koordinieren sich die Ressorts.  
?? Abstimmung über Ziele der Entwicklung der Fachhochschule in Lehre und anwen-
dungsbezogener Forschung. 
?? Erörterung gemeinsamer Interessen/Probleme der Aufsichtsbehörden im Hinblick 
auf die Fachhochschule. 
Das Kuratorium setzt sich zusammen aus je einem Vertreter der in den Fachbereichen 
der FH Bund vertretenen Ressorts sowie des BM Bildung und Wissenschaft. Der Präsi-
dent der Fachhochschule ist nicht stimmberechtigtes Mitglied der Kuratoriums. Vorsitz 
und Geschäftsführung des Kuratoriums obliegen dem BMI. Jedes Ressort sowie der 
Präsident der FH Bund können das Zusammentreten des Kuratoriums und Vorschläge 
zur Tagesordnung beantragen. 
 
1.4  Beirat 
Bei der Fachhochschule wird ein Beirat gebildet, der die Fachhochschule in allen grund-
legenden Fragen berät. Der Beirat besteht aus den Mitgliedern des Kuratoriums, je zwei 
Vertretern der Spitzenorganisationen der Gewerkschaften des öffentlichen Dienstes und 
fünf Vertretern der an der Fachhochschule gelehrten Wissenschaftsdisziplinen. Die Be-
stellung erfolgt durch den BMI im Einvernehmen mit den obersten Dienstbehörden.  
 
1.5 Senat 
Dem Senat gehören an: der Präsident der Fachhochschule, die Fachbereichsleiter, ein 
Lehrender aus jedem Fachbereich und aus dem Zentralbereich, vier Vertreter der sons-
tigen Mitarbeiter und je ein Vertreter der Studierenden aus jedem Fachbereich. Die Auf-
gaben des Senats sind abschließend in § 8 des Vorläufigen Errichtungserlasses gere
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gelt. Die wichtigsten Aufgaben sind: 
?? Beschließt Studienpläne für das Grundstudium. 
?? Nimmt zu den Studienplänen der Fachbereiche Stellung.  
?? Beschließt die Vorschlagsliste zur Bestellung des Präsidenten und seines Stellver-
treters. 
?? Nimmt zu den Bestellungsvorschlägen für Fachbereichsleiter, Abteilungsleiter sowie 
der hauptamtlich Lehrenden Stellung.  
Der Senat wählt jeweils nach seiner Konstituierung eine Studienplankommission. Der 
Senat beschloss am 21. Juli 1987 zu Aufgabenstellung, Verfahren und Zusammenset-
zung der Studienplankommission: 
"1. Der Senat bildet gemäß § 15 der Vorläufigen Geschäftsordnung des Senats eine 
neue Studienplankommission, der je zwei Vertreter der Gruppen der Fachbereichsleiter, 
der Dozenten und der Studierenden angehören. Der Leiter/die Leiterin des Didaktischen 
Zentrums am Zentralbereich nimmt an den Sitzungen der Studienplankommission mit 
beratender Stimme teil. Die Geschäftsführung für die Studienplankommission liegt beim 
Didaktischen Zentrum am Zentralbereich. Es soll für jedes Mitglied ein Vertreter be-
stimmt werden, an den Protokolle und Einladungen zur Information zu versenden sind. 
2. Die Studienplankommission hat folgende Aufgaben: 
?? Auswertung der Erprobungsphase für den neuen Studienplan. 
?? Überprüfung der Auswirkungen der Curriculumsreform auf die Inhalte der Hauptstu-
dienpläne. 
?? Verbesserung der Vergleichbarkeit von Zwischenprüfungsklausuren. 
?? Entwicklung eines Konzepts für eine optimale Studienablaufgestaltung. 
?? Unterrichtung des Senats über die Tätigkeit der Kommission in jeder Senatssitzung 
sowie Vorstellung der Arbeitskonzeption im Senat nach ihrer konstituierenden Sit-
zung." 
Zum Abschluss wurde ohne Widerspruch festgestellt, dass die Studienplankommission 
mit den Fachgruppen intensiv Kontakt halten und ihnen in der Kommission besonderes 
Gewicht beimessen soll. 
 
1.6  Präsident 
Wird für sechs Jahre vom BMI im Einvernehmen mit den obersten Dienstbehörden auf-
grund der Vorschlagsliste des Senats bestellt. Eine Wiederbestellung ist zulässig. Die 
Aufgaben des Präsidenten sind abschließend in § 10 des Vorläufigen Errichtungserlas-
ses geregelt. Die wichtigsten Aufgaben sind: 
?? Vorbereitung der Beschlüsse des Senats, leitet der Senatssitzungen und Ausführung 
der Senatsbeschlüsse. 
?? Entscheidung an Stelle des Senates in Angelegenheiten, die aus Sicherheitsgründen 
der Geheimhaltung unterliegen.  
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?? Verantwortlichkeit für die Ordnung der FH Bund und Ausübung des Hausrechts im 
Zentralbereich.  
 
1.7  Fachbereiche und Fachbereichsräte 
Die FH Bund besteht aus einem Zentralbereich und aus zehn Fachbereichen. Der Zen-
tralbereich ist für alle fachübergreifenden Angelegenheiten sowie die Koordinierung der 
Arbeit der Fachbereiche zuständig. Er umfasst die zentralen Einrichtungen wie die Bib-
liothek und das Didaktische Zentrum, den Lehrbereich Grundstudium und die zentrale 
Verwaltung. Die Fachbereiche gestalten unbeschadet der Gesamtverantwortung der 
Fachhochschule die Organisation und Durchführung des Hauptstudiums. Die zehn 
Fachbereiche der FH Bund sind: 
?? Allgemeine Innere Verwaltung in Brühl 
?? Arbeitsverwaltung in Mannheim 
?? Auswärtige Angelegenheiten in Bonn / künftig Berlin 
?? Bundeswehrverwaltung in Mannheim 
?? Finanzen in Münster 
?? Wetterdienst in Langen 
?? Öffentliche Sicherheit in Haar, Heimerzheim und Wiesbaden 
?? Bundesgrenzschutz in Lübeck 
?? Sozialversicherung in Berlin 
?? Landwirtschaftliche Sozialversicherung in Kassel 
Die Fachbereiche können mit der Durchführung des Grundstudiums betraut werden. Die 
Fachbereiche Arbeitsverwaltung, Auswärtige Angelegenheiten, Bundeswehrverwaltung, 
Finanzen und Sozialversicherung bestreiten neben dem Hauptstudium auch das Grund-
studium in eigener Regie. Die Studenten dieser Fachbereiche werden nicht in Brühl 
ausgebildet. Für die Fachbereiche Allgemeine Innere Verwaltung, Wetterdienst, Öffent-
liche Sicherheit und Bundesgrenzschutz findet das Grundstudium hingegen zentral in 
Brühl statt. Das Grundstudium endet mit der Zwischenprüfung. 
Jeder Fachbereich besitzt einen Fachbereichsrat als zentrales Beschlussorgan. Ein 
Fachbereichsrat hat folgende Aufgaben: 
?? Beschluss über den Studienplan und die eigene Geschäftsordnung. Besonders rele-
vant ist die Beschlussfassung über den Studienplan. Nach § 12 VEE bedarf der Stu-
dienplan ferner der Genehmigung der nach § 16 Abs. 3 VEE zuständigen Behörden. 
?? Beschluss über die Vorschlagsliste für die Bestellung des Fachbereichsleiters, der 
Abteilungsleiter und der Lehrenden. 
 
1.8  Fachbereichsleiter 
Die Fachbereichsleiter werden von der obersten Dienstbehörde aufgrund einer Vor-
schlagsliste des zuständigen Fachbereichsrates nach Anhörung des Senats im Beneh-
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men mit dem BMI bestellt. Die Aufgaben des Fachbereichsleiters sind (§ 13 VEE): 
?? Leitung des Fachbereichs, Vorbereitung der Sitzungen des Fachbereichsrates, Sit-
zungsleitung und Beschlussausführung. 
?? Entscheidung an Stelle des Fachbereichsrates gemeinsam mit dem Präsidenten 
(anstelle des Senats) und dem zuständigen Abteilungsleiter in Angelegenheiten, die 
der Geheimhaltung unterliegen.  
?? Der Fachbereichsleiter ist unmittelbarer Dienstvorgesetzter der hauptamtlich Leh-
renden, der sonstigen Beschäftigten des Fachbereichs und der Studierenden wäh-
rend des Studiums im Fachbereich.  
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Die hochschulpolitischen Diskussionen im Zuge des so genannten Bologna-Prozesses 
haben die internen Fachhochschulen erreicht.2 Im Folgenden werden die hochschulpoli-
tisch diskutierten Themen auf ihre Relevanz für die FH Bund untersucht. Die Leitfrage 
dieses Kapitels ist: Setzt die Entwicklung zu Bachelor- und Mastergraden an allgemei-
nen Hochschulen Maßstäbe für interne Fachhochschulen, hier speziell für die FH Bund? 
                                                 
2 Der Name „Bologna-Prozess“ geht auf das Treffen der nationalen Bildungsminister am 
19. Juni 1999 in Bologna zurück. Es folgten das „Prager Kommunique“ vom 19. Mai 
2001 und die „Berliner Erklärung“ vom 19. September 2003. Dem vereinbarten Zwei-
Jahres-Zyklus folgend wird das nächste Treffen im Mai 2005 in Bergen stattfinden. 
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2.1 Hintergrund / Entstehung 
 
Der größte Teil der weltweiten Hochschulabsolventen erwirbt einen Bachelor- oder Mas-
tergrad. Dieses angelsächsische Modell einer zweistufigen Ausbildung, erste Stufe Ba-
chelor und zweite Stufe Master, hat sich international weitgehend durchgesetzt in Nord- 
und Südamerika, Asien, Australien, Großbritannien und in den ehemaligen Ostblock-
staaten (Kiemle, 2003). Damit wird die internationale Position von Absolventen nicht-
kompatibler nationaler Systeme in Zentraleuropa, wie beispielsweise die Deutschlands 
und Frankreichs, zunehmend schwächer. 
Ähnlich schwerwiegend ist die Gefahr, dass Staaten mit nichtkompatiblen Systemen 
den Kampf um die „besten Köpfe“ verlieren. Diese wählen vielfach Hochschulen in den-
jenigen Staaten, die ihnen die besten Chancen auf dem Arbeitsmarkt eröffnen. In die-
sem Vergleich erscheint es als ein Wettbewerbsnachteil, nicht mit dem herrschenden 
System von Bachelor- und Mastergraden vergleichbar zu sein. Nach Kiemle (2003) 
wurde der Attraktivitätsverlust europäischer Hochschulen durch Beobachtungen interna-
tionaler Studentenströme deutlich. So studierte ein großer Anteil der mobilen europäi-
schen Studenten als Gaststudenten in Staaten wie den USA, Großbritannien oder Aus t-
ralien. Aus diesen Ländern kamen jedoch nur wenige Gaststudenten zum Studieren 
nach Europa.  
Ein weiterer Gesichtspunkt ist das wachsende Interesse international agierender Unte r-
nehmen, die zwischen deutschen Absolventen, mit einem Durchschnittsalter von 28 
Jahren und beispielsweise englischen Absolventen, mit einem Durchschnittsalter von 23 
Jahren (Wissenschaftsrat, 2000, 108), wählen können. Die Mehrzahl der Arbeitgeber 
zieht die jungen Absolventen vor; dies in der Regel gekoppelt mit einer internen Aufbau-
schulung. Hinsichtlich des Durchschnittsalters ihrer Absolventen ist die FH Bund auf-
grund der kurzen Studienzeiten im Vergleich zu den Allgemeinen Hochschulen gut auf-
gestellt. 
Hinzu kommt, dass der in Deutschland renommierte Begriff des „Diploms“ in der engli-
schen Übersetzung keine entsprechende Qualitätsanmutung besitzt. Ein „diploma“ ist im 
angelsächsischen System schlicht ein „Abschluss“ ohne Qualitätsanspruch. Die aus 
deutscher Hochschulsicht mitunter geführte Diskussion, das Diplom sei höherwertig als 
ein Mastergrad, ist letztlich nicht zielführend. Ziel kann nicht maximale Qualität durch ein 
langes Studium sein, sondern die für einen Berufseinstieg geforderte (Mindest)qualität. 
Hier wird der Bachelorabschluss mit einer Dauer von drei Jahren überwiegend als aus-
reichend angesehen und gilt damit häufig dem klassisch deutschen Universitäts- oder 
Fachhochschulstudium als überlegen – gemessen an den Anforderungen der Praxis. 
Die Diplomstudiengänge der FH Bund sind seit jeher auf drei Jahre angelegt und bewe-
gen sich damit im Zielkorridor für einen Bachelorabschluss. 
In Deutschland bricht einer von vier Studenten das Studium ab. Die Umstellung von ein-
stufigen langjährigen deutschen Studiengängen zum Zweistufensystem (Bachelor / 
Master) wird die Abbrecherquote zwar kaum verringern, da die Mehrzahl der Studien-
abbrecher das Studium bereits in den Anfangssemestern abbricht, dennoch erscheint 
der Versuch, durch ein kürzeres Bachelorstudium einen Beitrag zur Senkung der Ab-
brecherquote zu leisten, politisch gewollt. Die Studierenden der FH Bund weisen durch-
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gängig geringe Abbrecherquoten auf. Das liegt an der Vorselektion der Studierenden, 
den kleinen Studiengruppen und der engen Bindung an das jeweilige Mutterhaus. Hin-
sichtlich der Abbrecherquote besteht an der FH Bund kein Handlungsbedarf.  
 18
2.2 Entscheidungsträger 
Die Staaten des Europarates - nicht der Europäischen Union (EU) - haben eine Verein-
barung zur Schaffung eines „Europäischen Hochschulraumes“ geschlossen (Maier, 
2003, 2). Es handelt sich hierbei nicht um einen verbindlichen völkerrechtlichen Vertrag; 
jede Nationalregierung entscheidet weiterhin eigenständig über die konkrete Umsetzung 
der Beschlüsse.  
Auch in der EU wird eine Vereinheitlichung der Bildungspolitik forciert. Nach Art. 149 
und 150 des EG-Vertrages von Amsterdam3 hat die Gemeinschaft zur Entwicklung einer 
qualitativ hochwertigen Bildung beizutragen. Die Mitgliedstaaten sind zwar weiterhin 
allein für die Bildungspolitik zuständig und können nicht zu Änderungen der Studienor-
ganisation gezwungen werden, der politische Druck in diese Richtung ist jedoch vor-
handen und wächst.  
Festzuhalten ist, dass die Träger des Bologna-Prozesses nicht Organe des Europarates 
oder der EU sind, sondern die Bildungsminister der Nationalstaaten. Der Bund ist in 
Deutschland jedoch lediglich für die Rahmengesetzgebung, konkret für das Hochschul-
rahmengesetz (HRG), zuständig. Im Übrigen sind die Bundesländer zuständig. Ent-
scheidungsgremium ist damit die Kultusministerkonferenz und, soweit es um die Aner-
kennung von Abschlüssen für den öffentlichen Dienst geht, die Innenministerkonferenz4. 
                                                 
3 Vertrag zur Gründung der europäischen Gemeinschaft (EGV) vom 7. Februar 1992 in 
der Fassung vom 2. Oktober 1997, BGBl. 1998 II S. 465, ber. 1999 II S. 416. 
4 Hier sind abweichende Zuständigkeiten in einzelnen Bundesländern zu beachten. 
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2.3 Ziele des Bologna-Prozesses 
Die Ziele nach dem Berliner Treffen im September 2003 sind unter anderem (Bologna-
Berlin, 2003): 
?? Schaffung eines europäischen Hochschulraumes bis 2010:  
- Dabei sollen Vergleichbarkeit und Transparenz hergestellt werden.  
- Die Vereinheitlichung der Systeme und Abschlüsse ist zwar kein explizites 
Ziel, möglicherweise aber Nebenfolge der angestrebten Transparenz.  
- Die angloamerikanischen Bezeichnungen Bachelor und Master werden über-
nommen, die Inhalte aber neu und für einen europäischen Standard eigen-
ständig definiert (Maier, 2003, 3). 
?? Einführung von so genannten Diploma-Supplements, d.h. eines Systems leicht ver-
ständlicher und vergleichbarer Abschlüsse.  
?? Einführung zweistufiger Studiengänge statt des bisherigen einstufigen Systems mit 
Diplomgraden, Magister- und Staatsexamen.  
- Dabei ist das Bachelor / Mastersystem ein mögliches, aber nicht das zwin-
gende System. Faktisch ist jedoch kein Konkurrenzsystem erkennbar.  
- Vorgeschrieben ist der Zeitrahmen der Einführung: Der zum eigenständigen 
berufsqualifizierenden Abschluss führende erste Zyklus muss nach 3 bis 4 
Jahren abgeschlossen sein (Bachelor). Inklusive des zweiten Zyklus (Master) 
darf die Gesamtstudiendauer nicht mehr als 5 Jahre betragen.  
- Damit ergibt sich in der Praxis folgende Einteilung: Bachelor 3 Jahre und 
Master 1 bis 2 Jahre. Ein vierjähriger Bachelor ist denkbar, hätte aber einen 
„Baby“master von einem Jahr zur Folge, und wird daher voraussichtlich nur in 
seltenen Ausnahmen angeboten werden. 
?? Einführung eines Leistungspunktesystems (ECTS European Credit Transfer System) 
und Einführung einer Modularisierung der Studiengänge.5 
- Dabei gilt, dass ein Studium pro Jahr zwischen 1500 und 1800 Studentenar-
beitsstunden (= Workload, nicht Lehrveranstaltungsstunden!) umfassen muss. 
- Pro 30 Studentenarbeitsstunden wird ein Leistungspunkt zugeteilt, d.h. ein 
Studierender kann 60 Leistungspunkte pro Jahr erwerben. 
?? Förderung der europäischen Zusammenarbeit bei der Qualitätssicherung. Dahinter 
verbirgt sich die Diskussion um die Definition und anschließend die Durchsetzung 
von Mindeststandards für Forschung und Lehre.  
?? Europäische Doktorandenausbildung in Verbindung mit selbständiger Forschung 
und interdisziplinären Ansätzen.  
                                                 
5 Siehe hierzu Kapitel 3.  
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Die weiteren genannten Punkte stellen eher politische Absichtserklärungen als konkret 
operationalisierbare Einzelziele dar: Mobilitätsförderung, Förderung der europäischen 
Dimension im Hochschulraum, lebenslange Weiterbildung 6 als Bestandteil des europäi-
schen Hochschulraumes. 
In Berlin wurden von den europäischen Bildungsministern drei Prioritäten bestimmt, die 
bis zum Folgetreffen 2005 in Bergen umgesetzt werden sollen:  
?? Einführung zweistufiger Studiengänge (Bachelor- / Masterstudiengänge)  
?? Einführung des Diploma-Supplements für alle  Studienabschlüsse. Das gilt auch für 
Diplomstudiengänge.  
?? Internationale Qualitätssicherung durch Forcierung von Akkreditierung und Zertifizie-
rung von Studiengängen. Ziel ist die Etablierung und Durchsetzung eines Mindest-
standards für alle beteiligten 40 Länder. In Deutschland gilt dieser Standard durch 
die Akkreditierungsagenturen als gesichert.  
                                                 
6 Diese Forderung ergibt sich auch aus der Verkürzung des Studiums von 4 bis 5 Jah-
ren auf 3 Jahren und damit einer Verlagerung von Inhalten von der Aus- in die Weiter-
bildung. 
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2.4 Status Quo in Deutschland 
2.4.1 Hochschulrecht 
Deutschland hat mit der Ausrichtung des Treffens in Berlin 2003 ein Signal gesetzt, ak-
tiv am Bologna-Prozess mitzuarbeiten. Darüber liegen folgende rechtsverbindlichen 
Entscheidungen vor: 
?? Änderung des Hochschulrahmengesetzes (HRG) 1998 mit Einführung des Probebe-
triebes von Bachelor / Masterstudiengängen. In der Gesetzesbegründung werden 
folgende Reformgründe genannt: zurückgehende Attraktivität deutscher Hochschu-
len für ausländische Studierende, mangelnde Bekanntheit deutscher Studienab-
schlüsse im Ausland, das Fehlen einer konsekutiven Studienstruktur, die lange Stu-
diendauer von sechs bis sieben Jahren, die hohen Abbrecherquoten, die fehlenden 
Innovationsimpulse hinsichtlich Studieninhalte und –methoden sowie die mangelnde 
Qualitätssicherung der bisherigen Abschlüsse durch die KMK/HRK-Rahmenprü-
fungsordnungen (Maier, 2003, 4). 
?? Änderung des HRG 2002 mit Übernahme von Bachelor / Masterstudiengängen in 
den Regelbetrieb, d.h. es sind Diplom- und Bachelor / Masterstudiengänge zulässig. 
Die Diskussion über ein mögliches rechtliches Verbot von Diplomstudiengängen 
wurde zwar geführt, würde aber unter Umständen erst dann ernsthafter geprüft, 
wenn der Umstellungsprozess stocken würde.  
?? Beschluss der Innen- (17. April 2002) und in engem zeitlichen Zusammenhang ent-
sprechend der Kultusministerkonferenz zur Einstufung der Bachelor / Masterstu-
diengänge in das Laufbahnsystem des öffentlichen Dienstes: 
- Bachelorabsolventen können, unabhängig davon an welcher Hochschule (U-
niversität, Fachhochschule) sie den Grad erworben haben, in den gehobenen 
Dienst eingestellt werden.  
- Die Absolventen von Masterstudiengängen an Universitäten können in den 
höheren Dienst eingestellt werden.  
- Die Absolventen von Masterstudiengängen an Fachhochschulen können 
dann in den höheren Dienst eingestellt werden, wenn der jeweilige Studien-
gang in einem Zusatzakkreditierungsverfahren, in der das zuständige Innen-
ministerium ein Vetorecht hat, als Zugangsberechtigung für den höheren 
Dienst anerkannt worden ist. Der Masterstudiengang „Europäisches Verwal-
tungsmanagement“ des Fachbereichs Allgemeine und Innere Verwaltung der 
FH Bund ist bereits zusatzakkreditiert. 
- Insgesamt ist das System der Zusatzakkreditierung für Fachhochschulen kri-
tisch zu betrachten, da alle Masterstudiengänge (Universität, Fachhochschu-
le) ein- und dasselbe Akkreditierungsverfahren durchlaufen und damit an 
demselben Qualitätsmaßstab gemessen werden. Somit bleibt nach Überzeu-
gung der Studienplankommission der FH Bund nur wenig Raum für ein zu-
sätzliches Prüfungsverfahren.  
?? Vereinbarung der Innen- und Kultusministerkonferenz vom 6. Juni 2002 über die Kri-
terien für die Zulassung von Masterstudiengängen (Fachhochschulen) für den höhe-
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ren Dienst. Solange Fachhochschulen diese Kriterien bei der Einrichtung von Mas-
terstudiengängen berücksichtigen, ist nicht erkennbar, aus welchen Gründen eine 
Zusatzakkreditierung für den höheren Dienst verweigert werden könnte. 
?? Strukturvorgaben der Kultusministerkonferenz vom 10. Oktober 2003 (KMK, 2003) 
für die Akkreditierung. Der Akkreditierungsrat lässt so genannte Akkreditierungs-
agenturen zu, die ihrerseits einzelne Studiengänge zertifizieren. 
Zum Sommersemester 2005 gab es in Deutschland rund 3000 Bachelor- und Master-
studiengänge, von denen nur ein kleiner Teil bereits akkreditiert ist. Da bislang vor allem 
bei neuen Studiengängen und in kleinen Fachbereichen auf das zweistufige System 
(Bachelor / Master) umgestellt wurde, studiert die Mehrzahl der Studenten noch im alten 
System. Allerdings ist mit einem sprunghaften Anstieg in den nächsten Jahren zu rech-
nen, weil einige Bundesländer Fristen zur Umstellung von ein- auf zweistufige Studien-
gänge gestellt haben. Die FH Osnabrück wird beispielsweise bis Anfang 2006 (Müller-
Bromley, 2004) vollständig auf Bachelor- und Masterstudiengänge umstellen. 
2.4.2 Wissenschaftsrat 
Der Wissenschaftsrat fordert mit der Richtungsentscheidung zugunsten von Bachelor- 
und Masterstudiengängen zugleich eine umfassende Studienreform (Wissenschaftsrat 
2000, 2002). Dazu gehören unter anderem:  
?? ein stärker strukturiertes und gestuftes Studiensystem, 
?? ein besser strukturiertes Curriculum, 
?? neue „Formen des Lehrens und Lernens“, 
?? eine stärkere Konzentration auf Schlüsselqualifikationen, 
?? mehr fächerübergreifende Lernangebote und 
?? eine engere Kooperation zwischen Universitäten und Fachhochschulen und ein 
Wechsel von der institutionellen Differenzierung (beispielsweise zwischen Uni-
Abschluss und FH-Abschluss) zur Differenzierung nach dem Profil einzelner Stu-
diengänge (beispielsweise zwischen Bachelor X und Bachelor Y) 
2.4.3 Länderebene 
Nach dem Beschluss der KMK (2003) gelten für Bachelor- und Masterstudiengänge fo l-
gende Vorgaben:  
?? Bachelor- und Master-Studiengänge können an Universitäten und an Fachhochschu-
len eingerichtet werden. Es gibt keine Differenzierung zwischen Bachelorstudien-
gängen an Universitäten und an Fachhochschulen. 
?? Bachelor-Studiengänge sind grundständig und vermitteln innerhalb von mindestens 
drei und höchstens vier Jahren eine Berufsqualifikation. Das Bachelorstudium dient 
dem Erwerb grundlegender fachlicher und methodischer Kompetenzen. 
?? Master-Studiengänge können auf ein erfolgreiches Bachelorstudium entweder unmit-
telbar oder nach einer Zeit der beruflichen Praxis folgen.  
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?? Master-Studiengänge haben eine Studienzeit von mindestens einem bis höchstens 
zwei Jahren. Sie setzen immer einen berufsqualifizierenden Abschluss voraus, das 
kann auch ein Diplom sein, und führen zu einer weiteren Qualifikation. Über die kon-
kreten Eingangsvoraussetzungen entscheidet die jeweilige Hochschule selbst. Bei-
spielsweise welcher Bachelortyp vorausgesetzt wird, welche Diplomgrade anerkannt 
werden, welcher Notenschnitt vorliegen muss etc. 
?? Bei Master-Studiengängen wird zwischen verschiedenen Studientypen differenziert. 
Die Master-Studiengänge müssen entweder „forschungsorientiert“ oder „anwen-
dungsorientiert“ sein.  
Nach KMK (2003) sind folgende Formen von Studiengängen möglich: 
?? Konsekutive Bachelor- und Master-Studiengänge, d.h. solche, die durchgängig ab-
solviert werden, bauen inhaltlich aufeinander auf und fügen sich in einen 3+2 oder 
4+1 Zeitrahmen. Kürzere Studienzeiten sind aufgrund besonderer organisatorischer 
Maßnahmen möglich, beispielsweise durch Trimester- statt Semesterbetrieb. Der 
Mastergrad kann an einer anderen Hochschule erworben werden als der Bache-
lorgrad, auch sind Phasen der Berufstätigkeit zwischen Bachelor und Master mög-
lich. 
?? Nicht-konsekutive Studiengänge (Conversion Master) erlauben es, beim zweiten 
berufsqualifizierenden Abschluss (Master) eine neue Studienrichtung einzuschlagen. 
In den Anforderungen und Berechtigungen entsprechen Conversion-Masterab-
schlüsse den konsekutiven Masterabschlüssen. 
?? Weiterbildende Masterstudiengänge setzten nach einem ersten qualifizierten Hoch-
schulabschluss (Bachelor oder Diplom) berufspraktische Erfahrung von in der Regel 
nicht weniger als einem Jahr voraus. Auch die weiterbildenden Masterstudiengänge 
entsprechen in Anforderungen und Berechtigungen dem konsekutiven Master. Die 
Inhalte sollen Berufserfahrungen berücksichtigen und an diese anknüpfen. 
Nach KMK (2003) soll die Zahl unterschiedlicher Abschlussbezeichnungen überschau-
bar gehalten werden. Eine institutionelle Differenzierung 7 (Uni, FH) wird nicht mehr vor-
genommen (Tabelle 1). Bei interdisziplinären Studiengängen, wie an der FH Bund, rich-
tet sich die Abschlussbezeichnung nach dem Fachgebiet, dessen Bedeutung im Stu-
diengang überwiegt. Bei nicht-konsekutiven Master-Studiengängen und bei Weiterbil-
dungsstudiengängen dürfen auch Grade verwendet werden, die von den in Tabelle 1 
aufgeführten Bezeichnungen abweichen (Tabelle 2), d.h. an der FH Bund könnte bei-
spielsweise ein Bachelor of Public Administration erworben werden.  
                                                 
7 Die derzeitige Unterscheidung beispielsweise nach Dipl.-Ing. (FH) und Dipl.-Ing. (U-




Sozialwissenschaften, Sprach- und Kultur-
wissenschaften, Sportwissenschaften, 
Kunstwissenschaften 
Bachelor of Arts (B.A.) 




Bachelor of Science (B.Sc.) 
Master of Science (M.Sc.) 
Wirtschaftswissenschaften Je nach inhaltlicher Ausrichtung  
B.A. / M.A. oder B.Sc. / M.Sc. 
Rechtswissenschaften (ohne staatlich ge-
regelte Studiengänge) 
Bachelor of Laws (LL.B.) 
Master of Laws (LL.M.) 




Verwaltungswissenschaften Bachelor of Public Administration 
Master of Public Administration 
Ingenieurswissenschaften Bachelor of Engineering (B.Eng.) 
Master of Engineering (M.Eng.) 
Wirtschaftswissenschaften Bachelor of Business Administration 
Master of Business Administration 
Sozialwissenschaften Bachelor of Social Work 
Master of Social Work 
Informatik Bachelor of Computer Science 
Master of Computer Science 
Informations- und Kommunikationswissen-
schaften 
Bachelor of Information and Communi-
cation Science 
Master of Information and Communica-
tion Science 
Design Bachelor of Design 
Master of Design 
Tabelle 2: Abschlüsse anwendungsorientierter Studiengänge (nach KMK, 2001, 7f). 
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2.5 Mögliche Folgen des Bologna-Prozesses 
Der Bologna-Prozess differenziert nicht zwischen verschiedenen Hochschularten, d.h. 
die Unterscheidung zwischen Universitäten und Fachhochschulen wird an praktischer 
Bedeutung verlieren, da die Akkreditierungsstandards einheitlich für alle beantragenden 
Hochschulen sind.  
Da für reine Praktika ohne Hochschulbetreuung keine Leistungspunkte vergeben wer-
den dürfen, werden die Fachhochschulen ihr bisheriges Alleinstellungsmerkmal der 
Praxisnähe verlieren. Die Universitäten werden vermehrt angeleitete Praxisanteile in 
ihre Curricula aufnehmen, die Fachhochschulen werden letztlich auf ein ähnliches Ni-
veau an Praktika abschmelzen. Damit werden eine faktische Abschaffung der Fach-
hochschulen und eine Umwandlung in so genannte Bologna-Universitäten (Müller-
Bromley, 2004) denkbar. Ein Beispiel ist die Zusammenlegung der Universität Lüneburg 
und der Fachhochschule Nordostniedersachsen in Lüneburg. Für die FH Bund stellt sich 
vor diesem Hintergrund die Aufgabe, die Praxisphasen in den Mutterhäusern als integ-
ralen Studienteil zu strukturieren. 
Der Druck auf die Fachhochschulen wird auch aus folgendem Grund zunehmen: Neben 
den curricularen Standards für Bachelor- und Master-Studiengänge wird durch die Akk-
reditierung auch geprüft, ob die jeweiligen Professoren und sonstigen Dozenten auf-
grund ihrer Qualifikation in der Lage sind, die Versprechungen der Curricula einzulösen. 
Hier spielen die Publikationsleistungen der Professoren / Dozenten als ein Indikator für 
die wissenschaftliche Qualität eine wichtige Rolle. Aufgrund der höheren Lehrverpflich-
tung von Professoren an Fachhochschulen (je nach Bundesland 15 bis 18 Wochen-
stunden) im Vergleich zu Professoren an Universitäten (je nach Bundesland 8 bis 10 
Wochenstunden) trifft die Fachhochschulen hinsichtlich der Forschungs- und damit hin-
sichtlich der Publikationsleistung ein erheblicher Wettbewerbsnachteil. Dies kann allen-
falls mit einer qualitativ hochwertigen und didaktisch innovativen Lehre kompensiert 
werden.  
Diese Entwicklung betrifft auch die internen Verwaltungsfachhochschulen, weil die Akk-
reditierung für alle Hochschularten nach einheitlichen Standards verläuft. Für die Akkre-
ditierung spielt es keine Rolle, ob der Träger eines Studiengangs eine Universität, eine 
allgemeine oder eine interne Fachhochschule ist.  
Letztlich kommt der Dreijahresrahmen des Bachelor-Systems den Verwaltungshoch-
schulen sehr entgegen. Der große Rahmen bleibt für die FH Bund gleich, während die 
allgemeinen Fachhochschulen von acht auf sechs Semester abspecken müssen und 
die Universitäten vor dem Problem stehen, in sehr viel kürzerer Zeit als bisher einen 
ersten berufsqualifizierenden Abschluss anzubieten. 
Mögliche positive Folgen dieser Entwicklung sind (Müller-Bromley, 2004; Maier, 2003, 
6f): 
?? Einfacher Wechsel zwischen Hochschulen und Fächern. So kann ein Student einen 
Bachelor of Public Administration an der FH Bund erwerben und anschließend einen 
Master of Business Administration an einer Universität, an einer allgemeinen Fach-
hochschule oder auch seinen Master of Public Administration an der FH Bund er-
werben. Ebenso kann die FH Bund, wie es bereits heute im Masterstudiengang „Eu-
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ropäisches Verwaltungsmanagement“ des Fachbereichs Allgemeine Innere Verwal-
tung üblich ist, Studenten mit Abschlüssen anderer Hochschulen aufnehmen. 
?? Das Durchschnittsalter der Absolventen wird durch Verkürzung des ersten berufs-
qualifizierenden Abschlusses auf drei Jahre sinken. Diesen Standard erfüllt die FH 
Bund bereits derzeit. 
?? Möglicherweise führen kürzere Dauer und Modularisierung über klarere Vorgaben, 
präzisere Vorstellungen / Erwartungshaltungen der Studierenden zu sinkenden Ab-
brecherquoten. 
?? Angebotsdifferenzierung der Hochschulen. So können Bachelorstudiengänge fach-
lich-methodische Kernkompetenzen, Allgemeinbildung und Schlüsselqualifikationen 
mehr als bisher ausbalancieren (CHE, 2003a).  
?? Kombination individueller Studien- und Berufswege. Bachelorabsolventen können 
früh in den Beruf gehen oder die Hochschulausbildung in einem Masterprogramm 
fortsetzen, eventuell auch nach einer längeren Berufsphase. 
?? Leichtere Anerkennung von Studienleistungen bei Hochschul- oder Landeswechsel. 
Hintergrund: Studiengänge werden von bundesweit tätigen Akkreditierungsagentu-
ren geprüft, nicht mehr von regional zuständigen Landesministerien. 
?? Master-Abschlüsse von Universitäten und Fachhochschulen berechtigen grundsätz-
lich zur Promotion (KMK, 2003), unabhängig von einer möglichen Anerkennung von 
Masterabschlüssen an Fachhochschulen als Zugangsberechtigung zum höheren 
Dienst.  
Aus Sicht der Studienplankommission ist besonders für Fachbereiche, die in die Fort- 
und Weiterbildungsabteilungen der Mutterhäuser integriert sind, eine leichtere Verzah-
nung von Aus-, Fort- und Weiterbildung möglich: 
?? Die Personal(entwicklungs)bereiche der Mutterhäuser definieren eine Mindestzahl 
von „Weiterbildungspunkte“ pro Jahr und Mitarbeiter, beispielsweise fünf Punkte.  
?? Die Module der FH Bund können bei Studierendenmangel oder besonderem Bedarf 
der Mutterhäuser für Mitarbeiter der Mutterhäuser geöffnet werden. D.h. an einem 
Modul Kommunikation 1 – Grundlagen des Mitarbeitergesprächs könnten beispiels-
weise 10 Studierende der FH Bund und 5 Mitarbeiter des Bundeskriminalamtes teil-
nehmen.  
?? Die Studierenden erhalten für die Teilnahme einen Leistungspunkt, die Mitarbeiter 
beispielsweise zwei Weiterbildungspunkte. Durch die Festlegung der Weiterbil-
dungspunkte auf Module, kann die Personal(entwicklungs)abteilung den Besuch der 
Module steuern.  
Damit können Über- und Unterlasten zwischen Ausbildung sowie Fort- und Weiterbil-
dung ausbalanciert werden – innerhalb eines Gesamtsystems von Leistungspunkten 
(Studierende) und Weiterbildungspunkten (Mitarbeiter). 
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2.6 Prioritäten für die FH Bund 
Im Vordergrund steht die Prüfung der Anwendbarkeit des Leistungspunktesystems 
ECTS (= European Credit Transfer System) auf einen dreijährigen Studiengang mit 
Praxisanteilen. In der Tendenz wird das bestehende 18:18-Modell8 nicht oder nur in 
deutlich modifizierter Form durchhaltbar sein. Faktisch sind bereits heute einige Fachbe-
reichen zu einem 24:12-Modell übergangen, indem sie theoretische Inhalte im Rahmen 
praxisbegleitender Lehrveranstaltungen (= Praxisphase) vermitteln. Damit ist für die FH 
Bund unmittelbar zu prüfen:  
?? Übertragung des Grundstudiums von einem an den Lehrveranstaltungsstunden ori-
entierten System zu einem an Leistungspunkten orientierten System (Workload der 
Studierenden). Idealerweise mit einer Anpassung der Inhalte weg von der Fachwis-
senslastigkeit in Richtung Schlüsselqualifikationen (Soziale Kompetenz, Methoden-
kompetenz etc.). 
?? Leistungspunkte sind ein quantitatives Maß für die Gesamtarbeitsbelastung der Stu-
dierenden, dem sog. Workload (Koetz & Scheideler, 2002). Damit werden Leis-
tungspunkte nach der erwarteten Arbeitszeit vergeben, die ein durchschnittlich be-
gabter Studierender aufwenden muss, um ein Modul erfolgreich zu absolvieren. Die 
Prüfung stellt fest, ob das Lernziel erreicht ist. Damit sind Leistungspunkte nicht von 
der Benotung, sondern nur vom Bestehen abhängig. Noten werden zusätzlich ver-
geben.  
?? Der Workload setzt sich zusammen aus (Maier, 2003, 9)  
- der Präsenszeit in den Lehrveranstaltungen (Kontaktstunden) 9, 
- eigenständigen Vor- und Nachbereitungen der Lehrveranstaltungen, 
- Selbststudium, 
- gelenkter Vor- und Nachbereitungszeit in Übungen und Tutorien,  
- Zeit zur Erstellung von Haus-, Seminar-, Studien-, und Abschlussarbeiten,  
- sonstige studienrelevanten Aktivitäten wie Praktika oder Exkursionen,  
- Zeit der Prüfungsvorbereitung und die Prüfungszeit selbst. 
?? Das europaweite Leistungspunktesystem ist das ECTS. Es geht von folgenden Fest-
setzungen aus (KMK, 1997;KMK, 2003): 
- Der Workload pro Studienjahr beträgt 1500 bis 1800 Stunden. Für das derzei-
tige sechsmonatige Grundstudium an der FH Bund sind das 750 bis 900 
Stunden.  
- Leistungspunkt = ein Sechzigstel des Jahresarbeitsaufwandes, also 25 bis 30 
Studentenarbeitsstunden. 
- Pro Semester werden 30 ECTS-Punkte vergeben. 
                                                 
8 18 Monate Studium an der FH Bund und 18 Monate Praktikum in den Mutterbehörden 
9 Das entspricht im derzeitigen System den Lehrveranstaltungsstunden. 
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- Für ein dreijähriges Bachelorstudium sind dies 180 ECTS-Punkte, für einen 
zweijährigen Masterstudiengang 120 ECTS-Punkte. 
- Enthalten ist der Bearbeitungsumfang für die Bachelorarbeit mit mindestens 6 
und höchstens 12 ECTS-Punkten sowie der Bearbeitungsumfang für die Mas-
ter-Arbeit mit mindestens 15 und höchstens 30 ECTS-Punkten.10  
?? Noten werden durch die ETCS-Grade ausgewiesen nach dem in Tabelle 3 darge-
stellten Muster (KMK, 2000). 
?? Entwurf neuer Studienorganisationsmodelle im Rahmen des dreijährigen FH Bund-
Studiums zur Umsetzung der Akkreditierungsvoraussetzungen.  
- Hier sind mehrere Modelle denkbar. Allerdings ist zu bedenken, dass für 
Praktika, die nicht unter Regie der Hochschule stattfinden, keine Leistungs-
punkte vergeben werden dürfen. D.h. die heute in einigen Fachbereichen 
praktizierten fachhochschulfernen Praktika werden künftig nicht mehr 
zulässig sein.  
- Ein von der Hochschule begleiteter Praxisanteil zur Vertiefung theoretischer 
Lerninhalte wird jedoch weiterhin möglich sein.  
- Praktisch könnte sich möglicherweise ein 24:12-Modell durchsetzen, bei dem 
die theoretischen Inhalte in den ersten zwei Jahren an der Hochschule vermit-
telt werden, gefolgt von einer Praxisphase gekoppelt mit der Abschlussarbeit 
im dritten Studienjahr. 
?? Einführung des Diploma-Supplements für den akademischen Grad „Diplom-
Verwaltungswirt“.  
- Dies ist unabhängig von der Diskussion um Bachelor- und Masterstudiengän-
ge erforderlich.  
- Das Diploma-Supplement ist ein Text mit festgelegten Angaben zur Beschrei-
bung von Hochschulabschlüssen und damit verbundenen Qualifikationen.  
- Der Text soll von der Hochschule aufgestellt und den Dokumenten über die 
Hochschulabschlüsse (Urkunden, Prüfungszeugnisse) beigelegt werden.  
- Die erforderlichen Informationen sind im „European Diploma Supplement Mo-
del“ festgelegt. Enthalten sind neben Angaben über Art und Ebene des Ab-
schlusses, der Status der Hochschule sowie detaillierte Informationen über 
das Studienprogramm (Zugangsvoraussetzungen, Studienanforderungen und 
-verlauf).  
- Die in der Hochschulrektorenkonferenz (HRK) entwickelte Datenbank „Diplo-
ma Supplement Deutschland“ soll die Entwicklung erleichtern, vergleiche 
hierzu www.hrk.de/762.htm und die europäische Version www.gial.di.uminho. 
pt/dsdt/. 
                                                 
10 Die Maximalpunktzahl 12 bei der Bachelor-Arbeit senkt die Bedeutung der Abschluss-
arbeit im Vergleich zur Diplomarbeit. 12 ECTS entsprechen 6,6 % der Gesamtnote im 
Vergleich zu jetzt 15 % für die Diplomarbeit im Fachbereich Öffentliche Sicherheit. 
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?? Modularisierung:  
- Hierunter ist die Zusammenfassung von Stoffgebieten zu thematisch und zeit-
lich abgerundeten in sich abgeschlossenen und mit Leistungspunkten zu ver-
sehenden abprüfbaren Einheiten zu verstehen.  
- Das beinhaltet den Paradigmenwechsel vom bisherigen Ansatz „Welche Lern-
inhalte werden vermittelt?“ hin zur Frage „Welche Kompetenzen sollen das 
Ergebnis des Lehr-Lern-Prozesses sein?“ (Anderson et al., 2001).  
- Damit wird das Prüfsystem umfassend verändert. Jedes Modul wird geson-
dert geprüft und bestätigt. Solche Modulprüfungen erfolgen studienbegleitend, 
d.h. jedes Modul wird direkt nach Abschluss der zugehörigen Lehrveranstal-
tung abgeprüft.  
 
ECTS-Grade Deutsche Note ECTS-Definition Übersetzung 
A 1,0-1,5 Excellent Hervorragend 
B 1,6-2,0 Very good Sehr gut 
C 2,1-3,0 Good Gut 
D 3,1-3,5 Satisfactory Befriedigend 
E 3,6-4,0 Sufficent Ausreichend 
FX/F 4,1-5,0 Fail Nicht bestanden 
            Tabelle 3: ECTS-Grade. 
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2.7 Exkurs: Zugang Masterabsolventen zum höheren Dienst 
Für die Beschäftigten des öffentlichen Dienstes haben die zuständigen Fachministe r-
konferenzen der Länder (KMK, IMK 11) eigenständige Kriterien für Fachhochschulen 
festgelegt. Damit werden Fachhochschulen bei Master-Studiengängen schlechter be-
handelt als Universitäten. Der Zugang steht Absolventen von Master-Studiengängen an 
Fachhochschulen erst dann offen, wenn dies für den jeweiligen Studiengang im Akkredi-
tierungsverfahren unter Beteiligung eines Vertreters der entsprechenden obersten 
Dienstbehörde festgestellt wird (KMK, 2002a; IMK, 2002a). Das Votum wird auf der Ar-
beitsebene mit den anderen Bundesländern abgestimmt. In die Akkreditierung wird der 
Zusatz aufgenommen: „Der Masterabschluss eröffnet den Zugang zum höheren Dienst.“ 
Auf das Vetorecht der zuständigen Fachminister hat unter anderem das Land Baden-
Württemberg verzichtet12. Den Ministern Frankenberg und Schäuble zufolge „drückt die 
Landesregierung mit diesem Beschluss ihre Wertschätzung und ihr Vertrauen gegen-
über den Fachhochschulen in Baden-Württemberg aus.“ 
Nach KMK (2002a) müssen Master-Studiengänge folgende Elemente beinhalten, um 
den Zugang zum höheren Dienst zu ermöglichen:  
?? Befähigung zum wissenschaftlichen Arbeiten und Erlernen der Methodik des Fachs. 
?? Erlernen von theoretisch-analytischen Fähigkeiten. 
?? Herausbildung intellektueller und sozialer Kompetenzen durch13 
- Vermittlung von abstraktem, analytischem, über den Einzelfall hinausgehen-
dem und vernetztem Denken, 
- Vermittlung der Fähigkeit, sich methodisch und systematisch in Neues, Unbe-
kanntes einzuarbeiten. 
- Förderung von Selbstständigkeit, Kreativität, Offenheit und Pluralität. 
- Förderung von Kommunikationsfähigkeit (Streit- und Diskussionsorientiertheit 
des Studiengangs, Fähigkeit zu Kritik und selbständiger Urteilsbildung, dialek-
tisches Denken).  
Diese Kriterien dürfte jede ernstzunehmende Hochschulausbildung erfüllen. Insofern ist 
nicht erkennbar, welchem Curriculum, sofern es das allgemeine Hochschulniveau er-
reicht, die Zusatzakkreditierung versagt werden könnte. 
                                                 
11 Hier sind abweichende Zuständigkeiten in einzelnen Bundesländern zu beachten. 
12 Bericht des Innenministers über die Beschlussfassung der IMK vom 11.06.2002; Ge-
meinsame Presserklärung des Innenministeriums und des Wissenschaftsministeriums 
vom 12.06.2002. 
13 Anmerkung STPK: Im Vergleich zum derzeitigen Curriculum nimmt das Fachwissen 
im engeren Sinn einen erheblich kleineren Raum ein. 
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2.8 Bedeutung des zweistufigen Systems für die FH Bund  
2.8.1 Mögliche Vorteile eines Bachelorstudiengangs 
?? Einfacher Wechsel zwischen Hochschulen und Fächern.  
?? Internationale Vergleichbarkeit und Transparenz: Die internationale Zusammenarbeit 
wird durch die Vergleichbarkeit der Abschlüsse erleichtert, beispielsweise im Rah-
men von Europol oder im Bereich der internationalen Ausbildungsunterstützung. 
Auch ein Austausch mit ausländischen Studierenden sowie ein Wechsel an auslän-
dische Hochschulen wäre möglich, beispielsweise die Absolvierung einiger Module 
an einer Hochschule im Ausland. 
?? Einführung einer Modularisierung der Studiengänge. So können beispielsweise Stu-
dierende der Abteilung Kriminalpolizei im Fachbereich Öffentliche Sicherheit oder 
des Fachbereichs Bundesgrenzschutz der FH Bund nach dem Grundstudium oder 
einem Hauptstudienabschnitt leichter zu einer polizeilichen Fachhochschule eines 
Bundeslandes wechseln und umgekehrt. 
?? Die Einführung eines Leistungspunktesystems (ECTS) im Zusammenhang mit der 
Modularisierung führt zu einer – aus Sicht der Studienplankommission wünschens-
werten - Veränderung des Lehr- und Prüfsystems: Das Studium wird damit ergeb-
nisorientierter, d.h. der Lern- und Arbeitsprozess der Studierenden steht im Mittel-
punkt; die Leistungsfeststellung erfolgt gleichmäßig über das gesamte Studium hin-
weg. 
Insgesamt bietet die Einführung von Bachelor- und Masterabschlüssen eine Vielzahl 
von Chancen für die FH Bund. Hauptarbeitspunkt dürfte die Neustrukturierung der Stu-
diengänge mit Integration der Praxisphasen in den Lehrbetrieb der FH Bund sein. 
2.8.2 Gestaltungsgrundsätze 
Die internen grundständigen Studiengänge (derzeit noch Diplom-Verwaltungswirt) kön-
nen durch interne oder externe Masterstudiengänge ergänzt werden, beispielsweise 
durch den externen „Master Europäisches Verwaltungsmanagement“ des Fachbereichs 
Allgemeine Innere Verwaltung der FH Bund. In einem weiteren Schritt können die bisher 
dreijährigen Diplomverwaltungsstudiengänge in dreijährige Bachelor-Studiengänge um-
gewandelt werden.  
Die Bachelor- und Mastereinführung könnte mit der Frage einer Externalisierung verwa l-
tungsinterner Studiengänge verknüpft werden. Grundsätzlich bestehen folgende Mög-
lichkeiten: 
?? Das Studium kann wie bisher im Rahmen eines Vorbereitungsdienstes abgeleistet 
werden, in dem sich fachtheoretische und berufspraktische Studienzeiten abwech-
seln (Grundmodell nach § 14 Abs. 2 BRRG). Dies hätte erhebliche Vorteile für die 
Rekrutierung leistungsstarker Bewerber/innen.  
?? Die Laufbahnbefähigung kann unter bestimmen Voraussetzungen zuerkannt wer-
den, wenn ein Studium außerhalb des Vorbereitungsdienstes absolviert worden ist. 
Soweit für eine Laufbahn über das im Studium Vermittelte hinaus weitere laufbahn-
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spezifische Kenntnisse und Fähigkeiten erforderlich sind, kommt die Ableistung ei-
nes verkürzten Vorbereitungsdienstes in Betracht (Anrechnungsmodell nach § 14 
Abs. 3 BRRG).  
?? Soweit zusätzliche Anforderungen dieser Art nicht bestehen und alles Notwendige 
bereits durch ein allgemeines Studium vermittelt wird, ist ein unmittelbarer Eintritt in 
eine laufbahnbezogene Verwendung zulässig (Anerkennungsmodell nach § 14 Abs. 
4 BRRG). Dies ist für einige Fachbereiche der FH Bund nicht denkbar. Die fachspe-
zifischen Besonderheiten der Fachbereich Finanzen und Öffentliche Sicherheit mit 
den Abteilungen Bundesnachrichtendienst, Verfassungsschutz und Kriminalpolizei 
sind in externen Studiengängen nicht erwerbbar. Auch im Fachbereich Bundeswehr-
verwaltung ist eine Reihe von Inhalten in externen Studiengängen nicht erwerbbar, 
besonders in Fragen der Verwaltungsbegleitung von Auslandseinsätzen der Bun-
deswehr. Der Fachbereich Wetterdienst hat mit einer versuchten Externalisierung 
schlechte Erfahrungen gemacht, und wird diesen Weg daher nicht beschreiten.  
Aktuell entwickelt sich die allgemeine Hochschullandschaft in Richtung einer Internali-
sierung, siehe hierzu die wachsende Bedeutung privater Firmenhochschulen. Damit 
schafft sich eine Reihe von Großunternehmen eine eigene interne Hochschule in der 
Art, wie es die FH Bund für den öffentlichen Dienst des Bundes darstellt.  
Zur Wahrung der Einheitlichkeit sind die laufbahnrechtlichen Anforderungen nach § 14 
Abs. 2 bis 4 BRRG zu beachten. Die IMK (1998) stellte, das war noch vor der breiten 
Diskussion von Bachelor- und Masterstudiengängen, für Studiengänge an internen 
Fachhochschulen folgende Anforderungen auf:  
?? Leitgedanke ist die Bewältigung des Wandels des öffentlichen Dienstes. Die bisher 
stark rechtlich geprägten Kenntnisse und Fähigkeiten sollen insbesondere durch 
weitere betriebswirtschaftliche und soziale Kompetenzen ergänzt werden. Das be-
deutet eine Reduzierung juristischer zugunsten wirtschafts- und sozialwissenschaft-
licher Anteile. 
?? Dabei gilt (noch) folgende Einschränkung der Umgestaltung: Der Anteil rechtswis-
senschaftlicher Fächer darf bei einer speziell wirtschaftswissenschaftlichen Schwer-
punktbildung ein Drittel des Gesamtumfangs, bei einer verwaltungsrechtlichen 
Schwerpunktbildung die Hälfte des Gesamtumfangs nicht unterschreiten. 
?? Der Umfang von mindestens 2200 Lehrstunden in der fachtheoretischen Ausbildung 
soll beibehalten, die Stundenverteilung jedoch im Hinblick auf die neuen Schwer-
punkte des Studiums überprüft werden. 
?? Zur Wahrung der Einheitlichkeit laufbahnrechtlicher Anforderungen werden als un-
verzichtbare Studieninhalte bestimmte Schwerpunkte der Rechts-, Verwaltungs-, 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften festgelegt.  
?? Die Inhalte der fachtheoretischen und der berufspraktischen Studienzeiten sind eng 
miteinander zu verzahnen. 
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?? Die berufspraktische Studienzeit muss mindestens 12 Monate dauern und eine Pra-
xisausbildung in unterschiedlichen Aufgabenbereichen und auf verschiedenen Ver-
waltungsebenen ermöglichen.14 
2.8.3 Probleme 
Von besonderer Bedeutung sind die Verteilung und Verbindung der fachtheoretischen 
mit den fachpraktischen Studienanteilen. Eine fachtheoretische Studiendauer von nur 
vier Semestern stellt die internationale Anerkennung in Frage15. Ein 24:12-Modell ge-
nügt den Anforderungen jedoch dann, wenn die fachpraktische Studienzeit unter der 
Verantwortung der Hochschule stattfindet und mit der fachtheoretischen Studienzeit 
verknüpft ist. Ein mögliches Modell hat Maier (2003, 16) vorgeschlagen (Tabelle 4). 
 
Bachelor (6 Semester) und Master (4 Semester) 
 Sem Inhalte  ECTS 
Master 10 Schwerpunktbildung / Master-Thesis / 
mündliche Prüfung 
Masterstudium 30 
 9 Schwerpunktbildung / Auslandsse-
mester 
 30 
 8 Schwerpunktbildung / Projektsemester  30 
 7 Wissenschaftlich-methodische Vertie-
fung der Grundlagen 
 30 
   ca. 20 %  
Bachelor 6 Fachstudium / Bachelor-Thesis / 
mündliche Prüfung 
Studium 30 
 5 Fachstudium / Vertiefungsbereich  30 
 4 Fachpraktische Ausbildung Fachpraxis 30 
 3 Fachpraktische Ausbildung  30 
 2 Fachstudium Studium 30 
 1 Fachstudium  30 
 0 Einführungspraktikum  0 
Tabelle 4: Bachelor / Master-Modell FHöVen (Maier, 2003).  
Ob die fachpraktische Ausbildung in den Semestern 3 und 4 stattfindet, wie in dem von 
Maier vorgeschlagenen Modell, oder in den Semestern 5 und 6 in Kombination mit der 
Abschlussarbeit, wie dies vom Fachbereich Öffentliche Sicherheit bevorzugt wird, ist 
dabei unerheblich. 
                                                 
14 Diese Voraussetzung wird auch mit einem 24:12 – Modell erfüllt. 
15 Nach dem Architekten-Urteil des EuGH gilt eine Mindestdauer von sechs Semestern. 
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Ein Einführungspraktikum zur Vermittlung von Behördenspezifika vor Beginn des Studi-
ums ist möglich (Maier, 2003). Für die Fachbereiche mit praxisbegleitendem Unterricht 
durch die Ausbildungsbehörden ist eine Ergänzung der Praktika durch Arbeitsgemein-
schaften denkbar, die regelmäßig zentral an der Hochschule stattfinden. 
Der Workload der Studierenden in den vier fachtheoretischen Semestern beträgt 
4 x 900 = 3600 Stunden. Diese Stundenzahl ist ohne Schwierigkeiten mit den bisheri-
gen 2200 Lehrveranstaltungsstunden erreichbar. Bei 2200 Lehrveranstaltungsstunden 
(Kontaktstunden) bleiben 1400 sonstige Stunden festzulegen: 
?? eigenständige Vor- und Nachbereitung der Lehrveranstaltungen / Selbststudium / 
Lektüre, 
?? gelenkte Vor- und Nachbereitungszeit in Übungen und Tutorien, 
?? Zeit zur Erstellung von Haus-, Seminar-, Studien- und Abschlussarbeiten, 
?? sonstige studienrelevante Aktivitäten wie Exkursionen, Zeit der Prüfungsvorbereitung 
und die Prüfungszeit selbst. 
Insgesamt ist eine Einführung von Bachelor- und Masterstudiengängen an der FH Bund 




3 Der Bologna-Prozess – European Credit Transfer System 























Die Einführung des ECTS als einheitliches Kreditpunktesystem ist ein Bestandteil des 
Bologna-Prozesses. Die ECTS-Einführung führt zu einer Gliederung des Studiums nach 
Zeitaufwand für die Studierenden, eingeteilt in so genannte Module und zu einer euro-
paweiten Vergleichbarkeit von Studieninhalten. Die Ausgangsbasis für die Berechnung 
eines Credits (= Leistungspunkt) ist der zeitliche Studienaufwand eines durchschnittli-
chen Studierenden pro Modul (= Workload). Damit erfolgt ein Paradigmenwechsel weg 
vom bisherigen System der Lehrveranstaltungsstunden. Anstelle dieser dozentenzent-




Die Verteilung der Credits auf die einzelnen Lerneinheiten erfolgt nach dem „top-down“-
Prinzip, d.h. es wird festgelegt, welche Veranstaltungen pro Jahr absolviert werden 
müssen, um das Studium abschließen zu können. Die Verteilung der Credits auf die 
Lehrveranstaltungen erfolgt nach dem Zeitaufwand der Studierenden. Der Schwierig-
keitsgrad oder der Stellenwert im Studiengang sind für die Vergabe der Credits uner-
heblich (Kiemle, 2003). Credits werden nur bei erfolgreichem Abschluss einer Veransta l-
tung vergeben. Für jede bestandene Lerneinheit kann die Note angegeben werden.  
Der Vorteil des ECTS liegt in der Transparenz der Curricula für die Studierenden, po-
tenzielle Arbeitgeber und für andere Hochschulen. Die bislang sehr zeitaufwändige  
Äquivalenzprüfung von Hochschulabschlüssen wird erheblich vereinfacht.  
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3.2 Modularisierung 
Unter Modularisierung ist die Zusammenfassung von Stoffgebieten zu thematisch und 
zeitlich in sich abgeschlossenen und mit Leistungspunkten abprüfbaren Einheiten zu 
verstehen. Das beinhaltet den Paradigmenwechsel vom bisherigen Ansatz „Welche 
Lerninhalte werden vermittelt?“ hin zur Frage „Welche Kompetenzen sollen das Ergeb-
nis des Lehr-Lern-Prozesses sein?“ (Anderson et al., 2001). Damit wird das Prüfsystem 
verändert. Jedes Modul wird gesondert geprüft und bestätigt. Solche Modulprüfungen 
erfolgen studienbegleitend, d.h. jedes Modul wird direkt nach Abschluss der zugehöri-
gen Lehrveranstaltung abgeprüft. Die Definition von Mindestnoten zu einem definierten 
Zeitpunkt, beispielsweise wie bisher nach 6 Monaten (Zwischenprüfung), ist möglich. 
Modularisierung ist die Zusammenfassung von Stoffgebieten zu thematisch und zeitlich 
abgerundeten Einheiten. Dabei kann man sich folgender Terminologie bedienen (Kiem-
le, 2003): 
?? Makromodul = ganzer Studiengang 
?? Mesomodul = einzelne Fächer 
?? Mikromodul = einzelne Lerneinheiten in einem Fach16 
Die weiteren Ausführungen beziehen sich auf Mikromodule, im Folgenden kurz Module 
genannt. Jedes der folgenden Beispielmodule wird ausführlich beschrieben. Diese Be-
schreibungen dienen der Einordnung der Veranstaltung, indem Inhalt, Ziel, Vorausset-
zungen, Dauer, Arbeitsaufwand und Leistungspunkte angegeben werden und sollen 
einen ersten Eindruck des neuen ECTS-Systems vermitteln.  
Zunächst wird ein Beispiel-Mikromodul aus dem FB Bundesgrenzschutz der FH Bund 17 
vorgestellt. Es stellt eine in sich abgeschlossene Einheit innerhalb des Grundstudiums 
dar. Methodik und Technik der Rechtsanwendung werden unter Berücksichtigung ein-
griffsrechtlicher Probleme behandelt. Die Erarbeitung der Themen erfolgt in Vorlesun-
gen, Übungen sowie im Selbststudium. Die Leistungsüberprüfung findet durch Anferti-
gung einer kleinen Hausarbeit (5-10 Seiten) statt, die zugleich eine Vorübung für die im 
Hauptstudium zu fertigende Bachelorarbeit darstellt. 
                                                 
16 Dabei kann ein Modul auch mehrere Fächer umfassen. Aufgrund der Zielsetzung  
Interdisziplinarität sollten im Hochschulalltag Mehrfächermodule die Regel und Ein-
fachmodule die Ausnahme sein.  
17 Verfasserin Frau Prof.’in Dr. Anke Borsdorff 
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Modul Einführung in das Allgemeine Verwaltungsrecht und 
Einsatzrecht (BGSG) für die Laufbahn zum gehobenen Po-
lizeivollzugsdienst des Bundes 
Teilbereiche Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonderer 
Berücksichtigung eingriffsrechtlicher Probleme sowie Grundla-
gen des Verwaltungsrechts AT und des Einsatzrechtes des 
Bundesgrenzschutz (BGSG)  
Beteiligte Fächer Verwaltungsrecht 
Studiengang Bachelor of Public Administration 
Studienlage 1. Semester 
Credits 3 
Prüfung Hausarbeit (alternativ) 
Voraussetzungen Allgemeine Hochschulreife / Fachhochschulreife 
Kompetenzrelevanz / 
Verwendung in der 
Hochschul-
ausbildung 
Das Modul wird im ersten Halbjahr des Studiums durchgeführt, 
um den Studierenden erste Grundlagen im allgemeinen und 
besonderen Verwaltungsrecht in Form des Bundesgrenz-
schutzgesetzes vorzustellen. Darüber hinaus soll Methoden-
kompetenz für das spätere Berufsleben vermittelt werden. 
Die einzelnen Bereiche dieses Moduls umfassen ein breites 
Spektrum, das sowohl die Befähigung zum wissenschaftlichen 
Arbeiten als auch deren praktische Anwendung im polizeili-
chen Alltag beinhaltet. Spezielle Problemlösungs-techniken 
werden in den jeweiligen Disziplinen, z.B. in den Bereichen 
des Polizeirechts (BGSG), vorgenommen 
Lernziele gemäß Lehrveranstaltungen 
LV Insgesamt 5 
Stundenaufteilung Gesamtarbeitsaufwand (workload): 90 Stunden, davon 60 Vor-




LV Insgesamt 5 
LV 1 Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonderer 
Berücksichtigung polizeirechtlicher Probleme. 
Dozent N.N. (Rechtswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Stunden Vorlesung / 5 Stunden Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Grundlagen des formellen und 
materiellen Polizeirechts kennen und verstehen. 
Inhalte Methodik der Rechtsanwendung und Fallbearbeitung, Ausle-
gungsmethoden, Klausuraufbau, Subsumtionstechnik,  Prü-
fung der Rechtmäßigkeit einer Polizeiverfügung 
  
LV 2 Einführung in das Allgemeine Verwaltungsrecht unter beson-
derer Berücksichtigung polizeirechtlicher Probleme 
Dozent N.N. (Rechtswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 20 Stunden Vorlesung / 10 Stunden Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Grundlagen des Allgemeinen Ver-
waltungsrechts als Grundlage von polizeilichen Eingriffsmaß-
nahmen kennen und verstehen. 
Inhalte Einordnung des Bundesgrenzschutzbehördenaufbaus in die 
unmittelbare und mittelbare Staatsverwaltung, Grundsatz des 
Vorbehalts und Vorrangs des Gesetzes, Verhältnis von allge-
meinem und besonderem Verwaltungsrecht, Aufbau und In-
stanzenzug der Verwaltungsgerichte, Klagearten, Verwal-
tungsakt am Beispiel polizeilichen Handelns, Ermessen, Be-
stimmtheitsgrundsatz, Verhältnismäßigkeitsprinzip am Beispiel 




LV 3 Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonderer 
Berücksichtigung des Polizeirechts (BGSG) 
Dozent N.N. (Rechtswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Stunden Vorlesung / 5 Stunden Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen den Aufbau des BGSG kennen und 
einen Überblick über Zuständigkeiten / Befugnisse erhalten. 
Inhalte Aufbau des BGSG, Überblick über die Zuständigkeiten und 
Befugnisse, insbesondere Vertiefung an ausgewählten Befug-
nissen wie der Generalklausel, Platzverweisung und Identitäts-
feststellung.  
  
LV 4 Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonderer 
Berücksichtigung des Zwangsrechts für die Polizei des Bundes 
(VwVG, UZwG) 
Dozent  N.N. (Rechtswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Stunden Vorlesung , 5 Stunden Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Grundzüge des Verwaltungsvoll-
streckungsrechts (VwVG und UwZW) bezogen auf die 
zwangsweise Durchsetzung von polizeilichen Eingriffsmaß-
nahmen kennen und verstehen.  
Inhalte Darstellung der Vollstreckungsverfahren nach § 6 I und II 
VwVG an polizeibezogen Praxisbeispielen unter Berücksichti-
gung des Übermaßgebots des UZwG.  
 
  
LV 5 Besonderes Verwaltungsrecht – BGSG-Übung 
Dozent N.N. (Rechtswissenschaftler/in)  
Art der LV Praktische Übung 
Stunden 10 Stunden Übung, 5 Stunden Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen Grundlagen des allgemeinen und be-
sonderen Verwaltungsrechts sowie der Fallbearbeitung an-
hand von Übungsfällen anwenden.  
Inhalte Bearbeitung und Besprechung von polizeirechtlichen Übungs-
fällen unter Berücksichtigung der Klausurtechnik  
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Module in Wirtschaftswissenschaften könnten wie das folgende Beispiel zum Thema 
Wirtschaftlichkeitsrechnung 18 aussehen.  
 
Modul Einführung in die Wirtschaftlichkeitsrechung  
Teilbereiche 
Methodik und Technik der grundlegenden Verfahren der Wirt-
schaftlichkeitsrechung (Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen) mit 
insgesamt 3 Lehrveranstaltungen. 
Beteiligte Fächer Wirtschaftswissenschaften 
Studiengang Bachelor of Public Administration 
Studienlage 1. Semester 
Credits 1  
Prüfung Schriftlicher Leistungsnachweis; Hilfsmittel: nicht program-
mierbarer Taschenrechner 
Voraussetzungen 
Allgemeine Hochschulreife / Fachhochschulreife 
Kompetenzrelevanz / 
Verwendung in der 
Hochschul-
ausbildung 
Das Modul wird kurz nach Beginn des ersten Semesters 
durchgeführt, um den Studierenden erste Grundlagen von 
Wirtschaftlichkeitsrechnungen (Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen) zu vermitteln. Dabei soll die nötige Methodenkompetenz 
vermittelt werden, um Handlungsalternativen anhand eines 
geeigneten Verfahrens bewerten und eine Handlungsempfeh-
lung geben zu können. 
Lernziele gemäß Lehrveranstaltungen 
Stundenaufteilung Gesamtarbeitsaufwand: 30 Stunden, davon 18 Vorlesungen, 6 
praktische Übungen und 6 Selbststudium 
 
  
LV Insgesamt 3 
LV 1 Grundbegriffe der Wirtschaftlichkeit  
Dozent N.N. (Wirtschaftswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 6 Std. Vorlesung / 2 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Grundlagen wirtschaftlichen Han-
delns  und die Ausprägungen des Wirtschaftlichkeits-prinzips 
kennen und verstehen  
Inhalte Wirtschaftlichkeit als optimale Zweck-Mittel-Relation  
                                                 





LV 2 Statische Verfahren des Vorteilhaftigkeitsvergleichs 
Dozent N.N. (Wirtschaftswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung mit Übungen 
Stunden 6 Std. Vorlesung / 2 Std. Übungen / 2 Std. Selbststudium  
Lernziele Die Studierenden sollen die Kostenvergleichsrechnung als ein-
fachste Methode der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für quan-
titative (zahlenmäßige) Merkmale kennen und anwenden kön-
nen 
Inhalte Kostenbegriff, Kostenarten (inkl. Übersicht der Produktionsfak-
toren), Systematisierung der Kosten, z. B. fixe und variable 
Kosten), Kritische Menge; Ergebnisinterpretation   
 
LV 3 Weiterführende Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen, z. B. Nutz-
wertanalyse  
Dozent N.N. (Wirtschaftswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung mit Übungen 
Stunden 6 Std. Vorlesung / 4 Std. Übungen / 2 Std. Selbststudium  
Lernziele Die Studierenden sollen die Nutzwertanalyse und darauf auf-
bauende Methoden zur Bewertung von Handlungsalternativen 
anhand qualitativer Entscheidungs-kriterien kennen und an-
wenden können. 
Inhalte Schritte einer Nutzwertanalyse, Auswahl und Gewichtung der 
Kriterien, Grundsätze der Bewertung, Ergebnisinterpretation, 




Module in den Sozialwissenschaften, beispielsweise ein Modul Sozial- und Methoden-
kompetenz19, könnten wie folgt aussehen. 
 
Modul Sozial- und Methodenkompetenz 
Teilbereiche Wissenschaftliches Arbeiten und Lernen, Kommunikation, 
Selbstorganisation (insgesamt 5 Lehrveranstaltungen) 
Beteiligte Fächer Psychologie, je nach Studienschwerpunkt zusätzlich Rechts-
wissenschaften, Wirtschaftswissenschaften etc. 
Studiengang Bachelor of Public Administration 
Studienlage 1. Semester 
Credits 5 
Prüfung Präsentation / Hausarbeit (alternativ) 
Voraussetzungen Allgemeine Hochschulreife / Fachhochschulreife 
Kompetenzrelevanz / 
Verwendung in der 
Hochschul-
ausbildung 
Das Modul wird im ersten Semester durchgeführt, um den Stu-
dierenden die methodischen Grundlagen für die Bewältigung 
ihres Studiums zu vermitteln. Darüber hinaus soll Methoden-
kompetenz für das spätere Berufsleben vermittelt werden. 
Die einzelnen Bereiche dieses Moduls umfassen ein Spekt-
rum, das sowohl die Befähigung zum wissenschaftlichen Arbei-
ten als auch deren praktische Anwendung im studentischen 
Alltag umfasst.  
Lernziele gemäß Lehrveranstaltungen 
LV Insgesamt 5 
Stundenaufteilung Gesamtarbeitsaufwand: 100 Std., davon 35 Vorlesungen, 40 
Übungen, 25 Selbststudium 
 
                                                 
19 Verfasser Prof. Dr. Sven Max Litzcke 
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LV Insgesamt 5 
LV 1 Methoden wissenschaftlichen Arbeitens 
Dozent N.N. (Sozialwissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Std. Vorlesung / 5 Std. Übungen / 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden lernen die Grundlagen wissenschaftlichen 
Arbeitens kennen.  
Inhalte Informationssuche (Bibliothek, Internet), Informations-
verarbeitung (Struktur, Zitation), Informationswiedergabe 
(Texte, Präsentation). 
  
LV 2 Lernkompetenz 
Dozent N.N. (Psychologe/in) 
Art der LV Übung 
Stunden 5 Std. Vorlesung / 10 Std. Übungen / 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Grundlagen menschlicher Lern-
prozesse kennen lernen. 
Inhalte Lerntheorie, Gedächtnis, Konzentration, Belohnung, Prü-
fungsangst 
  
LV 3 Kommunikation 1 
Dozent N.N. (Psychologe/in) 
Art der LV Übung 
Stunden 5 Std. Vorlesung / 10 Std. Übungen / 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden lernen ein Basismodell menschlicher Kom-
munikation kennen und können es anwenden. 




LV 4 Kommunikation 2 
Dozent N.N. (Psychologe/in) 
Art der LV Übung 
Stunden 5 Std. Vorlesung / 10 Std. Übungen / 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden lernen weitere Kommunikationsmodelle so-
wie deren spezifische Möglichkeiten und Grenzen kennen.  
Inhalte Optional Nonverbale Kommunikation, Transaktionsanalyse, 
Aspekte dialogischer Gesprächsführung, Theorie kommunika-
tiven Handelns, nondirektive Kommunikation. 
 
LV 5 Selbstorganisation 
Dozent N.N. (Psychologe/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Std. Vorlesung / 5 Stunden Übungen / 5 Std. Selbststudi-
um 
Lernziele Die Studierenden können ihr eigenes Lernverhalten auf ein 
Ziel hin zentrieren, eigene Lernpläne aufstellen und einhalten.  
Inhalte Planung, Zielbildung, Strukturierung, Motivation 
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Am Beispiel der Abteilung Kriminalpolizei im FB Öffentlicher Sicherheit wird im Folgen-
den ein laufbahntypisches Modul20 vorgestellt, das eine in sich abgeschlossene Einheit 
innerhalb des Grundstudiums bilden könnte und das sich mit der Einführung in Krimino-
logie, Kriminalistik und ersten dienstkundlichen Fragestellungen befasst. Außerdem 
werden Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonderer Berücksichti-
gung eingriffsrechtlicher Probleme behandelt. Die Erarbeitung der Themen erfolgt in 
Vorlesungen sowie im freien Selbststudium der Studierenden. Die Leistungsüberprüfung 
findet durch Präsentation oder Prüfungsgespräch statt. 
 
Modul Einführung in die Polizei- und Rechtswissenschaften  
Teilbereiche Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonderer 
Berücksichtigung eingriffsrechtlicher Probleme sowie Grundla-
gen der Kriminologie, der Kriminalistik und der Einsatzlehre mit 
insgesamt 7 Lehrveranstaltungen.  
Beteiligte Fächer Kriminalwissenschaften, Rechtswissenschaft, Fachpraktische 
Ausbildung 
Studiengang Bachelor of Public Administration 
Studienlage 1. Semester 
Credits 5 
Prüfung Präsentation / Prüfungsgespräch (alternativ) 
Voraussetzungen Allgemeine Hochschulreife / Fachhochschulreife 
Kompetenz-relevanz 
/ Verwendung in der 
Hochschul-
ausbildung 
Das Modul wird im ersten Semester durchgeführt, um den Stu-
dierenden erste Grundlagen in die Polizei- und Rechtswissen-
schaften sowie der fachpraktischen Ausbildung vorzustellen. 
Darüber hinaus soll Methodenkompetenz für das spätere Be-
rufsleben vermittelt werden. 
Die einzelnen Bereiche dieses Moduls umfassen ein breites 
Spektrum, das sowohl die Befähigung zum wissenschaftlichen 
Arbeiten als auch deren praktische Anwendung im polizeili-
chen Alltag beinhaltet. Spezielle Problemlösungstechniken 
werden in den jeweiligen Disziplinen, z.B. in den Bereichen der 
Einsatzlehre und der Kriminalistik, vorgenommen 
Lernziele gemäß Lehrveranstaltungen 
Stundenaufteilung Gesamtarbeitsaufwand: 150 Stunden, davon 90 Vorlesungen, 
15 praktische Übungen und 45 Selbststudium 
 
                                                 
20 Verfasser RD Manfred Krauss 
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LV Insgesamt 7 
LV 1 Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonde-
rer Berücksichtigung strafrechtlicher Probleme 
Dozent N.N. (Rechtswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Std. Vorlesung / 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Grundlagen des formellen und 
materiellen Strafrechts kennen und verstehen 
Inhalte Vorbereitung – Versuch – Vollendung – Beendigung einer 




LV 2 Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonde-
rer Berücksichtigung strafprozessualer Probleme 
Dozent N.N. (Rechtswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 20 Std. Vorlesung / 10 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Grundlagen strafprozessualer 
Eingriffsmaßnahmen kennen und verstehen 
Inhalte Grundzüge des Verfahrensrechts / Verfahrensgrundsätze / 
Einleitung und Ablauf eines Strafverfahrens / StA -
Ermittlungsrichter /-Polizei / Arten des Tatverdachts / Be-
schuldigter - Zeuge / Aufbau und Instanzenzug der Strafge-
richte / Gang der Hauptverhandlung in Strafsachen / Beweis-




LV 3 Methodik und Technik der Rechtsanwendung unter besonde-
rer Berücksichtigung des Staats- und Verfassungsrechts 
Dozent N.N. (Rechtswissenschaftler/in) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Std. Vorlesung / 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Bedeutung der Grundrechte für 
die freiheitlich-demokratische Grundordnung und ihre Trag-
weite für die polizeiliche Tätigkeit verstehen. 
Inhalte Arten und Funktionen der Grundrechte / Bedeutung der 
Grundrechte für polizeiliches Eingriffshandeln / Grundrechts-
prüfung: Schutzbereich – Eingriff – Schranken  
 
LV 4 Kriminologie 
Dozent N.N. Sozialwissenschaftler/in 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Std. Vorlesung , 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen die Kriminologie als eine eigenstän-
dige wissenschaftliche Disziplin verstehen, die sich mit den 
Erscheinungsformen, Erscheinungsbedingungen und Folgen 
des Verbrechens befasst 
Inhalte KL als Wissenschaft / Institutionalisierung der KL / zentrale 





LV 5 Kriminalistik 
Dozent N.N. (Kriminalbeamter/in als hauptamtlich Lehrende/r) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 30 Std. Vorlesung, 15 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen zur Vorbereitung einer späteren 
Sachbearbeitertätigkeit im Rahmen der Verbrechens-bekämp-
fung die Grundlagen der Kriminalistik kennen lernen und in 
Teilbereichen interpretieren und erläutern 
Inhalte Gegenstand, Aufgaben, Methodik der Kriminalistik / Krimina-
listisches Beurteilungsschema / Bedeutung der Beweislehre / 




LV 6 Dienstkunde 
Dozent N.N. (Kriminalbeamter/in als hauptamtlich Lehrende/r) 
Art der LV Vorlesung 
Stunden 10 Std. Vorlesung, 5 Std. Selbststudium 
Lernziele Die Studierenden sollen mit organisatorischen Angelegenhei-
ten der Studienabschnitte vertraut werden und dabei aktiv an 
Planung und Durchführung von Ausbildungsvorhaben teil-
nehmen 
Inhalte Ausbildungsspezifische Verwaltungsinhalte / Richtlinien und 
Dienstanweisungen des BKA von grundsätzlicher Bedeutung, 
soweit sie in der Zeit der Ausbildung relevant sind / Vorberei-
tung auf die fachpraktischen Studienzeiten 
 
LV 7 Einsatzausbildung / Praktische Eigensicherung 
Dozent N.N. (Kriminalbeamter/in als hauptamtlich Lehrende/r) 
Art der LV Praktische Übung 
Stunden 15  
Lernziele Den Studierenden sollen Grundlagen für Abwehrtechniken 
vermittelt werden, um leichte Angriffe gegen sich und andere 
abzuwehren / Thematik Eigensicherung 
Inhalte Kampfsport, Konditions- und Krafttraining / Abwehr von Kon-
taktangriffen / Verhalten bei Eingriffsmaßnahmen  
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Am Beispiel der Abteilung Kriminalpolizei im Fachbereich Öffentliche Sicherheit wird im 
Folgenden ein laufbahntypisches Modul21 vorgestellt, das eine in sich abgeschlossene 
Einheit innerhalb des Hauptstudiums 2 bildet und das die verschiedenen Aspekte der 
Betäubungsmittelkriminalität aus kriminologischer, kriminalistischer, rechtlicher und so-
zialmedizinischer Sicht in einer einwöchigen Lehrveranstaltung zusammenfasst.  
Durch Vorträge von Angehörigen der unterschiedlichen Arbeitsfelder wie StA, Drogen-
hilfeeinrichtungen und Polizei wird der erforderliche Praxisbezug hergestellt. Dieses 
Modul ist für die Studierenden verpflichtend. Es stellt eine in sich abgeschlossene Ein-
heit am Ende des Hauptstudiums 2 dar. Vorausgegangen sind diesem Modul Unter-
richtseinheiten, die die Grundlagen in rechtlicher und polizeilicher Hinsicht bilden. Den 
Studierenden soll durch das Modul der aktuelle Diskussionsstand im Bereich Drogen-
kriminalität und Bekämpfungsansätze vermittelt werden. Die Erarbeitung der Themen 
erfolgt in Form von Vorlesungen (zwei Tage), im Anfertigen von Referaten in Arbeits-
gruppen zum Thema Betäubungsmittelkriminalität (zwei Tage) und der anschließenden 
Präsentation der Arbeitsergebnisse (ein Tag). Die Leistungsüberprüfung findet durch 
Präsentation statt. 
                                                 
21 Verfasserin ORR' in Friederike Rauschenberger 
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Modul Bekämpfung der Drogenkriminalität 
Teilbereiche Phänomene der Betäubungskriminalität aus eingriffsrechtli-
cher, kriminologischer, kriminalistischer und sozialmedizini-
scher Sicht 
Beteiligte Fächer Sozialwissenschaften, Rechtswissenschaft, Kriminalistik, Kri-
minologie 
Studiengang Bachelor of Public Administration 
Studienlage 5. Semester 
Credits 2 
Prüfung Präsentation  
Voraussetzungen Allgemeine Hochschulreife / Fachhochschulreife 
Kompetenz-relevanz 
/ Verwendung in der 
Hochschul-
ausbildung 
Das Modul wird am Ende des fünften Semesters im Hauptstu-
dium 2 durchgeführt, um den Studierenden vertiefte Kenntnis-
se aus verschiedenen Blickwinkeln der Drogenkriminalität  zu 
vermitteln. Es soll dabei auch auf soziale Hintergründe und 
Perspektiven hingewiesen werden.  
Lernziele gemäß Lehrveranstaltungen 
Stundenaufteilung Gesamtarbeitsaufwand (workload): 40 Stunden, davon 18 in 
Vorlesungen, 20 im Selbststudium und 2 in der Präsentation 
und Podiumsdiskussion 
 
LV Insgesamt 10 
LV 1 Drogenkriminalität und Phänomenologie 
Dozent N.N. (Dozent für Kriminologie) 
Art der LV Vorlesung plus Diskussion 
Stunden 2 Stunden; 90 Minuten Vortrag, 30 Minuten Diskussion  
Lernziele Die Studierenden sollen die wesentlichen Ursachen und Er-
scheinungsformen der Drogenkriminalität kennen und verste-
hen lernen  




LV 2 Strafbestimmungen des BtMG aus Sicht der Staatsanwalt-
schaft 
Dozent Vertreter der StA Frankfurt / Main (N.N.) 
Art der LV Vorlesung plus Diskussion 
Stunden 2 Stunden; 90 Minuten Vortrag, 30 Minuten Diskussion 
Lernziele Die Studierenden sollen die einschlägigen Fragestellungen 
des BtM-Rechts aus der Sicht der Justiz kennen lernen 
Inhalte §§ 29ff Betäubungsmittelgesetz 
  
LV 3 Eingriffsrechtliche Aspekte aus repressiver und präventiver 
Sicht 
Dozent Rechtswissenschaftler, KI 35 (N.N.) 
Art der LV Lehrgespräch  
Stunden 4 Stunden  
Lernziele Die Studierenden sollen die relevanten repressiven und prä-
ventiven Rechtsnormen  verstehen und anwenden lernen 




LV 4 Allgemeine Ermittlungskonzeption bei der Bekämpfung der 
Drogenkriminalität (Kriminalistik) 
Dozent Kriminalistik-Dozent, KI 34, und Praktiker der Abteilung OA 
(N.N.) 
Art der LV Vorlesung plus Diskussion 
Stunden 2 Stunden; 90 Minuten Vortrag, 30 Minuten Diskussion  
Lernziele Die Studierenden sollen die aktuellen Konzepte bei der Be-
kämpfung der Drogenkriminalität verstehen und sich kritisch 
damit auseinander setzen 
Inhalte Aufbau und Struktur von Ermittlungsverfahren im Bereich 




LV 5 Rauschgiftbekämpfungskonzept der Abteilung OA 
Dozent Gruppenleiter OA 2 (oder Vertretung) 
Art der LV Vorlesung plus Diskussion 
Stunden 2 Stunden; 90 Minuten Vortrag, 30 Minuten Diskussion 
Lernziele Die Studierenden sollen das Rauschgiftbekämpfungskonzept, 
welches durch die Abteilung OA erarbeitet und angewandt 
wird, verstehen und sich damit kritisch auseinandersetzen 
Inhalte Vgl. allgemeine Ermittlungskonzeptionen unter Berücksichti-
gung der speziellen Zuständigkeiten des BKA 
 
  
LV 6 Sucht, Suchtbekämpfung – medizinische und psychologische 
Grundlagen 
Dozent Psychologe oder Mediziner  (N.N.) 
Art der LV Vorlesung plus Diskussion 
Stunden 2 Stunden; 90 Minuten Vortrag, 30 Minuten Diskussion 
Lernziele Die Studierenden sollen aus sozial-medizinischer und psycho-
logischer Sicht Ursachen für die Abhängigkeit von legalen und 
illegalen Drogen kennen lernen und sich mit verschiedenen 
Bekämpfungsansätzen auseinandersetzen 
Inhalte Theorien zur Entstehung von Sucht – Abstinenz, Substitution 
und andere Therapieansätze  
  
LV 7 Die Schnittstelle zwischen Polizei und Drogenhilfe 
Dozent Jochim Krause, ärztlicher Leiter der Methadonvergabe des  
Malteser Hilfsdienstes / Ffm (oder Vertretung) 
Art der LV Vorlesung plus Diskussion 
Stunden 2 Stunden; 90 Minuten Vortrag, 30 Minuten Diskussion 
Lernziele Die Studierenden sollen die Arbeit einer bundesweit tätigen 
Drogenhilfeeinrichtung und deren Zusammenarbeit mit der 
Polizei kennen lernen 
Inhalte Drogenarbeit des Malteser Hilfsdienstes (u.a. Methadon- und 
Heroinvergabe an Schwerstabhängige, Einrichten von Ge-
sundheitsräumen) nach der Auflösung der offenen Drogen-




LV 8 Neue Wege in der Drogenpolitik 
Dozent Referent der Abteilung OA (N.N.) 
Art der LV Vorlesung und Diskussion 
Stunden 2 Stunden; 90 Minuten Vortrag, 30 Minuten Diskussion 
Lernziele Den Studierenden sollen Bekämpfungsansätze gegen die 
Drogenkriminalität kennen lernen, die über die Strafverfolgung 
hinausgehen  
Inhalte Legalisierung „weicher“ Drogen, „runde Tische“ mit Polizei, 
StAen, Drogenhilfeeinrichtungen etc. 
  
LV 9 Arbeitsgruppen 
Dozent Betreuung durch Modulleitung 
Art der LV Selbstständige Arbeit der Studierenden in den Arbeitsgruppen 
Stunden 14 Stunden 
Lernziele Die Studierenden sollen die Arbeitsaufträge thematisch so 
aufbereiten und in Thesenpapieren zusammenfassen, dass 
diese im Plenum vorgetragen werden und als Diskussions-
grundlage dienen können 
Inhalte Verschiedene rechtliche und polizeiliche Fragestellungen zum 
Bereich „Bekämpfung der Drogenkriminalität“ 
 
LV 10 Präsentation der Arbeitsgruppenergebnisse 
Dozent Modulleitung 
Art der LV Podiumsveranstaltung mit anschließender Diskussion 
Stunden 2 Stunden 
Lernziele Die Studierenden sollen die von ihnen in den Arbeitsgruppen 
erarbeiteten Ergebnisse vor ihren Kommilitonen und interes-
sierten Angehörigen der Fachhochschule thesenartig darstel-
len und vertreten lernen 
Inhalte Präsentation der Arbeitsgruppenergebnisse 
 
Die vorgestellten Module sollten beispielhaft mögliche Umsetzungen bestehender Curri-
cula in das neu einzuführende Modulsystem aufzeigen. Für die FH Bund ist der Auf-
wand geringer als für andere Hochschulen, weil interdisziplinäre Verzahnung, ein wich-
tiges Merkmal des neuen Bachelor-Master-Systems, aufgrund der Fächervielfalt an der 
FH Bund leichter umsetzbar ist als für klassisch disziplinorientierte Studiengänge. 
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Das Diploma Supplement (DS) ist ein Zusatz zu Zeugnissen über akademische Ab-
schlüsse und Grade in einer standardisierten Form und soll als ergänzende Informati-
onsquelle von der jeweiligen Hochschule ausgestellt werden (HRK, 2000). Das DS in-
formiert über Details zu Studieninhalten, Studienverlauf, die mit dem Abschluss erwor-
benen akademischen und beruflichen Qualifikationen und über die verleihende Hoch-
schule. In Deutschland soll das DS nach Beschlüssen von HRK und KMK Studien- und 
Qualifikationsprofile vor allem für gestufte Studienprogramme und -abschlüsse (Bakka-
laureus/ Bachelor, Magister/Master), aber auch für grundständige Studiengänge (Dip-
lom, Magister) ausweisen. International soll das DS die Anerkennung deutscher Ab-
schlüsse verbessern und deren Bewertung erleichtern (Kiemle , 2003). 
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4.1 Einleitung 
Das Diploma Supplement (DS) resultiert aus einer gemeinsamen Initiative der EU, des 
Europarates und der UNESCO. Nach erfolgreichen Testläufen soll das DS in fast allen 
europäischen Staaten eingeführt werden. So kann beispielsweise nach Beschluss der 
KMK vom 10.10.2003 ein Masterstudiengang nur dann akkreditiert werden, wenn der 
Profiltyp - stärker anwendungsorientiert oder stärker forschungsorientiert - im DS darge-
stellt ist. D.h. der Bologna-Prozess wird aufgrund der Einführung der gestuften Studien-
abschlüsse Bachelor und Master zu einer flächendeckenden Verbreitung des DS füh-
ren.  
Auch in der Muster-Rahmenordnung für Diplomprüfungen – Fachhochschulen (MuRo-
FH) ist in § 22 Abs. 2 festgelegt, dass die Hochschule ein DS ausstellt. Allerdings steht 
die MuRo-FH unter generellem Vorbehalt des jeweilig geltenden Landesrechts. Bei-
spielsweise ist im HG des Landes NRW vom 16.12.2003 ist in § 96 Abs. 4 formuliert: 
„.... Den Urkunden über die Verleihung eines Bachelorgrades oder eines Mastergrades 
fügt die Hochschule auf Antrag eine englischsprachige Fassung bei.“ Diese englisch-
sprachige Fassung entspricht weitgehend einem DS. 
Bereits derzeit wird in einigen Fachbereichen der FH Bund für einzelne Studierende, die 
nach Erwerb ihres akademischen Grades an der FH Bund ein Aufbaustudium anstre-
ben, beispielsweise in einem Masterprogramm an einer anderen Hochschule, ein dem 
DS vergleichbares Gutachten durch einen oder mehrere Hochschullehrer gefordert. Ne-
ben der Erfüllung von Vorgaben der HRK und der KMK würde die Einführung eines DS 
an der FH Bund die Alltagsarbeit der Hochschullehrer erleichtern und die Gleichberech-
tigung der Absolventen der FH Bund gegenüber den Absolventen anderer Hochschulen 
stärken.  
Die Studienplankommission hat den folgenden Entwurf eines Rahmen-DS für die Stu-
diengänge an der FH Bund erstellt und schlägt vor, dass der Senat die Einführung die-




1. Inhaber der Qualifikation 
Holder of the qualification 
 
1.1 Name, Vorname 
Family Name, first name 
 
1.2 Geburtsdatum, -ort, -land 
Date, Place, Country of birth 
 
1.3 Immatrikulationsnummer oder Personenkennziffer 
Student ID number or code 
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2. Bezeichnung der Qualifikation 
Name of qualification 
 
2.1 Bezeichnung des Titels:  
Name of Title 
Diplom-Verwaltungswirt/in (FH) oder Diplomfinanzwirt/in (FH) oder Diplomverwaltungs-
betriebswirt/in (FH)22 
 
2.2 Studienfächer:  
Main fields of Study: 
Je nach Fachrichtung unterschiedlich. Vollständige Auflistung aller Einzelfächer mit 
Stundenansätzen. Empfehlenswert erscheint eine Unterscheidung zwischen Laufbahn-
prüfungsfächern und sonstigen Fächern. 
 








2.3 Name der verleihenden Institution, Fachbereich 
Institution awarding the qualification 
FH Bund – Fachbereich XX – Abteilung XX23 
Federal University of Applied Administrative Sciences – Faculty XX – Department XX 
 
2.4 Unterrichtssprache:   Deutsch 
Language of Instruction:   German 
                                                 
22 Kursive Textteile sind beispielhafte Erläuterungen und müssen von den Fachberei-
chen jeweils auf deren Besonderheiten angepasst werden. 
23 Der Zusatz Abteilung ist nur für manche Fachbereiche relevant.  
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3. Ebene der Qualifikation 
Information on the level of the qualification 
 
3.1 Ebene der Qualifikation 
Level of Qualification 
äquivalent Bachelor Degree 
 
3.2 Dauer des Studienprogramms 





Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen für die Berufung in das Beamtenverhältnis. 
Fachhochschulreife oder eine andere zu einem Hochschulstudium berechtigende 




4. Studieninhalte und Studienerfolg 
Information on the Contents and the Results gained 
 
4.1 Form des Studiums 





Die FH Bund vermittelt den Studierenden die wissenschaftlichen Erkenntnisse und Me-
thoden sowie berufspraktische Fähigkeiten und Kenntnisse, die zur Erfüllung der Aufga-
ben in ihrer Laufbahn erforderlich sind. Sie hat die Aufgabe, die Studierenden zu wis-
senschaftlicher Arbeitsweise und zu verantwortlichem Handeln in einem freiheitlich de-
mokratischen und sozialen Rechtsstaat zu befähigen (§ 2 Abs. 2 VEE).  
Hier sind jeweils die Fachbereichs- bzw. Abteilungsspezifika zu ergänzen. 
 
4.3 Verlauf des Studiums 
Programe Details 
Angaben zum individuellen Studienverlauf: z.B. Wechsel Theorie-Praxis-Abschnitte, 
Hinweis auf Diplomarbeit und deren Bewertung, evtl. Verweis auf das Zeugnis. 
 
4.4 Notenscala 24 
Grading Scheme 
Darstellung der Notenskala neu (Vorschlag Studienplankommission) 
                                                 
24 Das ECTS wird empfohlen und sollte nach Auffassung der Studienplankommission im 
Sinne einer Vereinheitlichung in Europa verwandt werden. Die konkrete Ausgestaltung 
beinhaltet jedoch Freiräume. Sehr empfehlenswert wäre die Einigung auf einen einheit-




ECTS deutsch ECTS english Punkte FH alt Note FH alt 
A hervorragend excellent 15, 14  1, 1- 
B sehr gut very good 13, 12 2+,2 
C gut good 11, 10 2-, 3+ 
D befriedigend satisfactory 9 - 8 3, 3- 
E ausreichend sufficent 7 - 5 4+,4,4- 
FX/F nicht bestanden fail 4 - 0 5+,5,5-,6 
Eine Aufschlüsselung der Noten in Prozent (Verteilung) ist vorzunehmen. 
4.5 Gesamtbewertung 
Overall classification 
Gesamtnote, ergänzt um Gewichtung der einzelnen Prüfungsleistungen. 
 
5. Funktionen der Qualifikation 
Information on the Function of the Qualification 
 
5.1 Zu welchen weiterführenden Studiengängen dieser Abschluss berechtigt 
Access to Further Study 
Dieser Abschluss berechtigt zur Aufnahme eines Masterstudiengangs. 
 
5.2 Zu welchen Berufen dieser Abschluss berechtigt 
Professional Status 
Dieser Abschluss ermöglicht den Zugang zum gehobenen nichttechnischen Verwa l-
tungsdienst / gehobenen Polizei/Kriminalvollzugsdienst/ .... .  
 
6. Zusätzliche Informationen 
Additional Information 
 
Hinweis auf besondere Merkmale des Studiums/Studienverlaufs, allgemein zugängliche 
Informationsquellen, z.B. Homepage der FH Bund und der jeweiligen Einstellungsbe-
hörden. 
 
7. Zertifizierung des Diploma Supplement 
Certification of the Supplement 
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Dieses Diploma Supplement bezieht sich auf folgende Dokumente: 
Diplomurkunde vom XX und Prüfungszeugnis vom XX 
 
Ort/Datum der Ausstellung    Unterzeichnende Person; Name, Titel 
Place/Date of Certification    Certifying Official; Title 





8. Information über das Nationale Hochschulsystem 
Information on the National Higher Education System 
Kurzbeschreibung des deutschen Hochschulsystems; der Text wird von HRK und KMK 
gemeinsam „autorisiert“ und als Abschnitt 8 in jedes DS aufgenommen.  
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5 Empfehlungen für eine hochschuladäquate Internet-























Das Internet ist ein zentrales Medium zur Unterstützung von Lehre und Studium, für die 
Zusammenarbeit mit der Praxis, für die Vereinfachung der Verwaltungsarbeit und Aus-
weis, dass die Hochschule für ihren Bereich die Entwicklung von e Government unter-
stützt und vorlebt. Die Website einer Hochschule ist ihre elektronische Visitenkarte. 
Das Internet-Angebot der FH Bund ist weiter zu entwickeln, um diese Funktionen zu 
erfüllen und der Vorbildfunktion einer Bundes-Fachhochschule gerecht zu werden. Das 
umfasst nicht nur ein adäquates Angebot für alle relevanten Zielgruppen, sondern auch 
den einfachen und kundenfreundlichen Zugriff. Gute Standards anderer Hochschulen 
stehen als Orientierung zur Verfügung. 
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5.1  Folgerungen für die FH Bund 
Ein differenziertes Angebot erfordert die Mitwirkung möglichst vieler Hochschulangehö-
riger, vorrangig der Lehrenden. Das ist nur möglich durch eine Internet-Präsenz, die von 
den Hochschulangehörigen einfach mitzugestalten und zu verwenden ist. Alle, die aktiv 
an der Internet-Präsenz mitwirken, müssen sich mit ihren Beiträgen wieder finden und 
sie selbst einstellen und verändern können. Nur dann ist ein vielfältiges und aktuelles 
Angebot zu verwirklichen. Die Verantwortlichkeiten für die jeweiligen Beiträge sind 
kenntlich zu machen. 
Auch neue mediale Lernwege müssen unterstützt werden (Bereitstellung von Skripten, 
Klausuren mit Musterlösungen, Selbstlernmaterialien mit Zugang zur betreuten Lernun-
terstützung sowie Kommunikation zwischen allen Beteiligten, usw.). 
 
5.2 Wichtige Gestaltungsaspekte 
5.2.1 Aus Nutzersicht 
Zu einem entsprechenden Internet-Angebot gehören insbesondere 
?? Einheitliches Erscheinungsbild (Hauptseite / Unterseiten, einschließlich der Seiten 
der Fachbereiche) 
?? Gliederung nach Nutzergruppen und Lebenslagen, insbesondere 
- Studierende /Studieninteressierte / Alumni (Ehemalige) 
- Lehrende 
- Verwaltungspersonal 
- Praxis / Abnehmerbehörden 
Vergleich hierzu als „guten Standard" beispielsweise das Web-Angebot der FH Hanno-
ver und der FH Jena sowie der Universitäten Frankfurt und Münster und der RWTH Aa-
chen. 
Wichtige Details sind ferner: 
?? Einheitliche Adressierung mit verständlichen Web-Adressen (z. B. 
www.fhbund.de/aiv/name/ordner/dokument.typ  
?? Blättern vor- und rückwärts durch ständig sichtbare Schaltflächen 
?? Orientierung im Web-Angebot („Sie sind hier ..."), Rücksprung zur Startseite ständig 
sichtbar 
?? Suchfunktion, ständig sichtbar, nicht mehr als 5% der Ergebnisse sind fehlerhaft 
?? Sitemap (Gliederung der Website) 
?? Druckansicht für jede Seite (Ausdruck der aufgerufenen Inhalte im DIN A 4Format ist 
möglich) 
?? Bearbeitungsstand (Erstelldatum, Datum der letzten Änderung), Namen und E-mail-
Adresse der jeweils verantwortlichen Person („Redaktion") auf jeder Seite 
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Die nutzerfreundliche Gestaltung der Website ist durch Tests, Befragungen und 
Benchmarking sicherzustellen. Die Nutzer müssen an der regelmäßigen Weiterentwick-
lung beteiligt werden. 
5.2.2 Aus Sicht von Autoren und Redakteuren 
?? Direkter Zugriff auf eigene Web-Ressourcen (Einstellen, Ändern, Löschen von Da-
teien)  
?? Verwendbarkeit von Programmen nach Office- und Internet-Standard (intuitiv nutz-
bar) 
?? Bereitstellung der geeigneten Software durch die FH Bund und Schulung der Auto-
ren und Redakteure durch sachkundige, erfahrene Trainer 
?? Serviceangebot zur Unterstützung der Autoren bei Erstellung und Pflege ihrer Web-
Beiträge 
?? Aktive Information über Möglichkeiten (z. B. Verfügbarkeit und Funktionsumfang von 
Acrobat Writer, MindManager) und über Neuentwicklungen 
?? Rückmeldung über Nutzung (Häufigkeit des Seitenaufrufs und von Downloads) und 
Fehler (fehlerhafte Links, nicht gefundene Seiten) 
?? Verfallsdaten für alle Seiten mit automatisierter Warnfunktion 
 
5.3 Besondere Anforderungen für neue mediale Lernwege 
Die vernetzte Welt eröffnet viele neue Möglichkeiten der Informationsbeschaffung. In 
den Web-Auftritt einer Hochschule sollten Zugänge zu anderen Informationswegen, bei-
spielsweise zu Bibliotheksverbünden bzw. Virtuellen Bibliotheken und zu Dokumenten-
servern (z. B. des Bundestages, der EU) sowie zu Fachinformationssystemen (FIS) - 
soweit möglich - direkt integriert werden. 
Zur Unterstützung neuer medialer Lernwege sollten weitere, webbasierte Werkzeuge 
eingebunden werden. Dies können Werkzeuge (Tools) zur Bereitstellung eines gemein-
samen Arbeitsbereichs („shared workplace“) wie BSCW (Basic Support for Cooperative 
Work) oder Lernplattformen (beispielsweise ILIAS, OpenUSS) sein. Auch andere Tools 
zur Unterstützung von Lehre, Studium und Forschung (beispielsweise HISLSF) können 
integriert werden.  
Die Leistungsbereiche dieser Werkzeuge überschneiden sich teilweise; gemeinsam ist 
ihnen die Möglichkeit, Lehrangebote mit Inhaltsübersichten, Terminplänen und Quellen-
texten (z. B. im PDF- oder DOC-Format) strukturiert und übersichtlich zu präsentieren 
und an die Nutzer zu „verteilen. In vielen Fällen ist auch eine Interaktion, z. B. direkte 
Kommunikation oder Online-Anmeldung, möglich. Durch abgestufte Benutzerrechte wird 
eine hohe Datensicherheit erreicht.  
Für die Integration solcher Werkzeuge gibt es „gute Standards“ bei den oben genannten 
Web-Auftritten anderer Hochschulen. Welches dieser Werkzeuge in den Web-Auftritt 
der FH Bund zu integrieren („verlinken“) ist, hängt vom gewünschten Funktionsumfang 
und vom gewünschten Ausmaß an Interaktivität (z. B. Export-/Import-Möglichkeiten; Be-
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arbeitung oder Kommentierung von Dokumenten; Online-Anmeldung; Mail- bzw. Chat-
Funktion) ab. Wichtiger Vorteil ist, dass diese Werkzeuge einen einfachen, schnellen, 
arbeitsorientierten Zugang bieten, der Funktionalität bzw. Design des eigentlichen Web-
auftritts der Hochschule nicht gefährden kann. Dieses zusätzliche Angebot wird über 
entsprechende Links einfach „eingehängt“ und kann auch - bei Problemen - ebenso 
schnell wieder „abgekoppelt“ werden. 
Bei der Auswahl dieser Werkzeuge sollten die Erfahrungen anderer Hochschulen und 




























Wissenschaftlichkeit und Praxisbezug gehören zu den prägenden Merkmalen einer 
Fachhochschule. Dem Praxisbezug kommt nach wie vor auch in einer verwaltungsinter-
nen Fachhochschule und in der sich nachhaltig modernisierenden Verwaltung eine gro-
ße Bedeutung zu. Dabei ist es wichtig einen Praxisbezug herzustellen, der nicht zu ei-
ner Festschreibung bestehender Verwaltungspraktiken führt, sondern innovative theore-
tische und praktische Ansätze mit einbezieht. 
So verstandener Praxisbezug führt zur Verbesserung der Qualität und zur Steigerung 
der Effektivität der Lehre, ist eine Grundlage für die Weiterentwicklung von Curricula 
und dient nicht zuletzt der Qualifizierung der Hochschullehrerinnen und -lehrer. 
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Nach den Glienicker Thesen 2002 umfasst Praxisbezug in der Lehre „einen inhaltlichen 
Aspekt (praxisbezogene Lehrinhalte) und einen methodischen Aspekt (praxisbezogene 
Vermittlung von Lehrinhalten)“. Ein solcher Praxisbezug kann beispielsweise durch fo l-
gende Elemente gefördert werden (vgl. auch Senatsbeschluss vom 24.11.1998): 
Koordinierung und Steuerung der Praktika durch die Fachbereiche 
?? Evaluation der Praktika 




?? Themen aus der Behördenpraxis 
?? Öffnung der Diplomarbeitspräsentation für Behördenmitarbeiter 
?? Ergebnisse fließen in die Praxis zurück 
?? Diplomandenkolloquium 
Dozenten 
?? Rotation, insbesondere bei Aktualitätsfächern 
?? Lehrbegleitende Praxistätigkeit 
?? Projektarbeit 
?? Praxissemester / Hospitation 
?? Durchführung und Teilnahme an Fortbildungen 
?? Gewinnung nebenamtlich Lehrender 
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